
Seibersdorf Labor GmbH, Seibersdorf

Bericht über die Prüfung des
Jahresabschlusses
zum 31. Dezember 2022



Ernst & Young
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft m.b.H.
1220 Wien, Wagramer Straße 19, IZD-Tower

Tel.: [43] (1) 211 70
Fax: [43] (1) 216 20 77
E-Mail: ey@at.ey.com
URL: www.ey.com/austria

Seibersdorf Labor GmbH, Seibersdorf

Bericht über die Prüfung des
Jahresabschlusses
zum 31. Dezember 2022



Seibersdorf Labor GmbH, Seibersdorf 31. Dezember 2022

INHALTSVERZEICHNIS

Seite

1. Prüfungsvertrag und Auftragsdurchführung 1

2. Aufgliederung und Erläuterung von wesentlichen Posten des Jahresabschlusses 2

3. Zusammenfassung des Prüfungsergebnisses 3

3.1. Feststellungen zur Gesetzmäßigkeit von Buchführung, Jahresabschluss und zum Lagebericht 3

3.2. Erteilte Auskünfte 4

3.3. Stellungnahme zu Tatsachen nach § 273 Abs 2 und Abs 3 UGB (Ausübung der Redepflicht) 4

4. Bestätigungsvermerk 5-8

BEILAGENVERZEICHNIS

Beilage 1 Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 und Lagebericht für das Geschäftsjahr 2022

Beilage 2 Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe

Hinweis:

Aus rechentechnischen Gründen können in Tabellen und bei Verweisen Rundungsdifferenzen

zu den sich mathematisch exakt ergebenden Werten (Geldeinheiten, Prozentangaben usw.) auftreten.



Seibersdorf Labor GmbH, Seibersdorf 31. Dezember 2022

Seite 1

An die Mitglieder der Geschäftsführung der
Seibersdorf Labor GmbH,
Seibersdorf

Wir haben die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2022 der

Seibersdorf Labor GmbH, Seibersdorf

(im Folgenden auch kurz "Gesellschaft" genannt),

abgeschlossen und erstatten über das Ergebnis dieser Prüfung den folgenden Bericht:

1. PRÜFUNGSVERTRAG UND AUFTRAGSDURCHFÜHRUNG

In der ordentlichen Generalversammlung vom 5. Mai 2022 der Seibersdorf Labor GmbH, Seibers-
dorf, wurden wir zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2022 gewählt bzw. bestellt. Die Ge-
sellschaft, vertreten durch die Geschäftsführung, schloss mit uns einen Prüfungsvertrag, den Jah-
resabschluss zum 31. Dezember 2022 unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht
gemäß den §§ 269 ff UGB zu prüfen.

Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine mittelgroße Gesellschaft iSd § 221 UGB.

Bei der gegenständlichen Prüfung handelt es sich um eine Pflichtprüfung.

Diese Prüfung erstreckte sich darauf, ob bei der Erstellung des Jahresabschlusses und der Buch-
führung die gesetzlichen Vorschriften beachtet wurden. Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob
er mit dem Jahresabschluss in Einklang steht und ob er nach den geltenden rechtlichen Anforde-
rungen aufgestellt wurde.

Die Prüfung zum 31. Dezember 2021 erfolgte durch einen anderen Abschlussprüfer.
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Bei unserer Prüfung beachteten wir die in Österreich geltenden gesetzlichen Vorschriften und die
berufsüblichen Grundsätze ordnungsgemäßer Durchführung von Abschlussprüfungen. Diese
Grundsätze erfordern die Anwendung der internationalen Prüfungsstandards (International
Standards on Auditing (ISA)). Wir weisen darauf hin, dass die Abschlussprüfung mit hinreichender
Sicherheit die Richtigkeit des Abschlusses gewährleisten soll. Eine absolute Sicherheit lässt sich
nicht erreichen, weil jedem internen Kontrollsystem die Möglichkeit von Fehlern immanent ist und
auf Grund der stichprobengestützten Prüfung ein unvermeidbares Risiko besteht, dass wesentli-
che falsche Darstellungen im Jahresabschluss unentdeckt bleiben. Die Prüfung erstreckte sich
nicht auf Bereiche, die üblicherweise den Gegenstand von Sonderprüfungen bilden.

Wir führten die Prüfung mit Unterbrechungen im Zeitraum von November 2022 bis April 2023
überwiegend remote durch. Die Prüfung wurde mit dem Datum dieses Berichtes materiell abge-
schlossen.

Für die ordnungsgemäße Durchführung des Auftrages ist Herr Mag. Christoph Harreither,
Wirtschaftsprüfer, verantwortlich.

Grundlage für unsere Prüfung ist der mit der Gesellschaft abgeschlossene Prüfungsvertrag, bei
dem die von der Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer herausgegebenen "Allgemeine
Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe" (Beilage 2) einen integrierten Bestandteil
bilden. Diese Auftragsbedingungen gelten nicht nur zwischen der Gesellschaft und dem Abschluss-
prüfer, sondern auch gegenüber Dritten. Bezüglich unserer Verantwortlichkeit und Haftung als
Abschlussprüfer gegenüber der Gesellschaft und gegenüber Dritten kommt § 275 UGB zur Anwen-
dung.

2. AUFGLIEDERUNG UND ERLÄUTERUNG VON WESENTLICHEN
POSTEN DES JAHRESABSCHLUSSES

Alle erforderlichen Aufgliederungen und Erläuterungen von wesentlichen Posten des Jahresab-
schlusses sind im Anhang des Jahresabschlusses und Lagebericht enthalten. Wir verweisen daher
auf die entsprechenden Angaben der Geschäftsführung im Anhang des Jahresabschlusses und im
Lagebericht.
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3. ZUSAMMENFASSUNG DES PRÜFUNGSERGEBNISSES

3.1. Feststellungen zur Gesetzmäßigkeit von Buchführung,
Jahresabschluss und zum Lagebericht

Bei unseren Prüfungshandlungen stellten wir die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften und der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung fest.

Im Rahmen unseres risiko- und kontrollorientierten Prüfungsansatzes haben wir – soweit wir dies
für unsere Prüfungsaussage für notwendig erachteten – die internen Kontrollen in Teilbereichen
des Rechnungslegungsprozesses in die Prüfung einbezogen.

Hinsichtlich der Gesetzmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes verweisen wir auf
unsere Ausführungen im Bestätigungsvermerk.

Die Inanspruchnahme der Schutzklausel gemäß § 242 UGB zu den Gesamtbezügen der Geschäfts-
führung erfolgte zu Recht.

Wir haben uns im Zuge unserer Prüfungshandlungen vergewissert, dass die in der Eröffnungs-
bilanz des Geschäftsjahres übernommenen Wertansätze den gesetzlichen Vorschriften und den
Grundsätzen ordnungsmäßiger Bilanzierung entsprechen und der Grundsatz der Bewertungs-
stetigkeit beachtet wurde.

Der Jahresabschluss der Seibersdorf Labor GmbH, Seibersdorf, für das am 31. Dezember 2021
endende Geschäftsjahr wurde von einem anderen Abschlussprüfer geprüft, der am 9. März 2022
ein nicht modifiziertes Prüfungsurteil zu diesem Abschluss abgegeben hat.
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3.2. Erteilte Auskünfte

Der gesetzliche Vertreter erteilte die von uns verlangten Aufklärungen und Nachweise. Eine vom
gesetzlichen Vertreter unterfertigte Vollständigkeitserklärung haben wir zu unseren Akten genom-
men.

Wir erhielten vom Abschlussprüfer des Vorjahres Zugang zu den relevanten Informationen der ge-
prüften Gesellschaft und über die zuletzt durchgeführte Abschlussprüfung.

3.3. Stellungnahme zu Tatsachen nach § 273 Abs 2 und Abs 3 UGB
(Ausübung der Redepflicht)

Bei Wahrnehmung unserer Aufgaben als Abschlussprüfer haben wir keine Tatsachen festgestellt,
die den Bestand der geprüften Gesellschaft gefährden oder ihre Entwicklung wesentlich beein-
trächtigen können oder die schwerwiegende Verstöße des gesetzlichen Vertreters oder von Ar-
beitnehmern gegen Gesetz oder Gesellschaftsvertrag erkennen lassen. Wesentliche Schwächen
bei der internen Kontrolle des Rechnungslegungsprozesses sind uns nicht zur Kenntnis gelangt.
Die Voraussetzungen für die Vermutung eines Reorganisationsbedarfs (§ 22 Abs 1 Z 1 URG) sind
nicht gegeben.
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4. BESTÄTIGUNGSVERMERK *)

Bericht zum Jahresabschluss

Prüfungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der

Seibersdorf Labor GmbH, Seibersdorf,

bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022, der Gewinn- und Verlustrechnung für das an
diesem Stichtag endende Geschäftsjahr und dem Anhang, geprüft.

Nach unserer Beurteilung entspricht der beigefügte Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschrif-
ten und vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage zum 31. Dezember
2022 sowie der Ertragslage der Gesellschaft für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr in
Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die Anwendung der In-
ternational Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und
Standards sind im Abschnitt "Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Gesell-
schaft unabhängig in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen und be-
rufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns bis zum Datum
des Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage für unser Prüfungsurteil zu diesem Datum zu dienen.

Hinweis auf sonstige Sachverhalte

Der Jahresabschluss der Seibersdorf Labor GmbH, Seibersdorf, für das am 31. Dezember 2021 en-
dende Geschäftsjahr wurde von einem anderen Abschlussprüfer geprüft, der am 9. März 2022 ein
nicht modifiziertes Prüfungsurteil zu diesem Abschluss abgegeben hat.
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Verantwortlichkeiten des gesetzlichen Vertreters für den Jahresabschluss

Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses und dafür,
dass dieser in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften
ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.
Ferner ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die er als notwen-
dig erachtet, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentli-
chen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetzliche Vertreter dafür verantwortlich, die
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, Sachverhalte
im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit - sofern einschlägig - anzuge-
ben, sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
anzuwenden, es sei denn, der gesetzliche Vertreter beabsichtigt, entweder die Gesellschaft zu li-
quidieren oder die Unternehmenstätigkeit einzustellen oder hat keine realistische Alternative
dazu.

Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses

Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist,
und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. Hinreichende Si-
cherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung
mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der
ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine sol-
che vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünf-
tigerweise erwartet werden könnte, dass sie die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Nutzern beeinflussen.

Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während der ge-
samten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung.
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Darüber hinaus gilt:

 Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund von
dolosen Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als Reaktion auf
diese Risiken, führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlun-
gen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein
aus Irrtümern resultierendes, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen oder das Außerkraftsetzen inter-
ner Kontrollen beinhalten können.

 Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen Kontroll-
system, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsys-
tems der Gesellschaft abzugeben.

 Wir beurteilen die Angemessenheit der vom gesetzlichen Vertreter angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der vom gesetzlichen Vertreter dargestellten geschätz-
ten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängende Angaben.

 Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch den gesetzlichen Vertreter sowie,
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusam-
menhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit der
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir die Schluss-
folgerung ziehen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie-
hen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsver-
merks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch
die Abkehr der Gesellschaft von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zur Folge haben.

 Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle
und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues Bild erreicht wird.
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Bericht zum Lagebericht

Der Lagebericht ist aufgrund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften darauf
zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss in Einklang steht und ob er nach den geltenden rechtli-
chen Anforderungen aufgestellt wurde.

Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften.

Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur Prüfung des Lage-
berichts durchgeführt.

Urteil

Nach unserer Beurteilung ist der Lagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforderungen auf-
gestellt worden und steht in Einklang mit dem Jahresabschluss.

Erklärung

Angesichts der bei der Prüfung des Jahresabschlusses gewonnenen Erkenntnisse und des gewon-
nenen Verständnisses über die Gesellschaft und ihr Umfeld wurden wesentliche fehlerhafte Anga-
ben im Lagebericht nicht festgestellt.

Wien, am 4. April 2023

Ernst & Young
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft m.b.H.

Mag. Christoph Harreither ppa Mag. Nicole Hartner
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin

__________
*) Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses mit unserem Bestätigungsvermerk darf nur in der von uns bestätigten

Fassung erfolgen. Dieser Bestätigungsvermerk bezieht sich ausschließlich auf den deutschsprachigen und vollständigen Jahresab-
schluss samt Lagebericht. Für abweichende Fassungen sind die Vorschriften des § 281 Abs 2 UGB zu beachten.
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I. ALLGEMEINE ERLÄUTERUNGEN

Gemäß Spaltungs- und Übernahmevertrag vom 08.04.2009 wurde der Teilbetrieb „Labor“ durch
Abspaltung zur Aufnahme gemäß § 1 Abs 2 Z 2 Spaltungsgesetz und unter Anwendung des Art VI des
Umgründungssteuergesetzes rückwirkend zum 31. Dezember 2008 von der AIT Austrian Institute of
Technology GmbH, Wien, auf die Seibersdorf Labor GmbH, als übernehmende Gesellschaft, übertragen.

Der vorliegende Jahresabschluss wurde nach den Vorschriften des Unternehmensgesetzbuches (UGB) in
der geltenden Fassung sowie unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und der
Generalnorm, ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens
zu vermitteln, aufgestellt.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses wurde der Grundsatz der Vollständigkeit eingehalten.

Bei der Bewertung der einzelnen Vermögensgegenstände und Schulden wurde der Grundsatz der
Einzelbewertung beachtet und eine Fortführung des Unternehmens unterstellt.

Dem Vorsichtsgrundsatz wurde dadurch Rechnung getragen, dass nur die am Abschlussstichtag
verwirklichten Gewinne ausgewiesen wurden. Alle erkennbaren Risiken und drohende Verluste wurden
berücksichtigt.

Die Gesellschaft gehört als verbundenes Unternehmen der AIT Austrian Institute of Technology GmbH,
Wien, und somit der AIT-Unternehmensgruppe an, deren wesentlicher Geschäftszweck in der Forschung
und Entwicklung in den unterschiedlichsten Bereichen liegt. Konzernforderungen und -verbindlichkeiten
werden soweit möglich und zulässig saldiert.

Unter den noch nicht abrechenbaren Leistungen sind Aufwendungen für am Bilanzstichtag noch nicht
abgeschlossene Aufträge enthalten.

Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine mittelgroße Kapitalgesellschaft gemäß § 221 UGB.
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BILANZIERUNGS- UND BEWERTUNGSMETHODEN

Die bisher angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden beibehalten.

AKTIVA

Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen:

Die Bewertung der Zugänge erfolgt zu den Anschaffungskosten zuzüglich Anschaffungsnebenkosten,
abzüglich in Abzug gebrachter Skonti. Geringwertige Vermögensgegenstände (mit Anschaffungskosten
von bis zu EUR 800,00; VJ: EUR 800,00) werden im Jahr der Anschaffung zur Gänze abgeschrieben und
als Zu- und Abgang behandelt.

Die Abschreibungen erfolgen linear. Im Wesentlichen werden folgende Nutzungsdauern zugrunde gelegt:

Immaterielle Vermögensgegenstände 3 bis 10 Jahre
Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten,
einschließlich der Bauten auf fremden Grund 10 bis 25 Jahre
Technische Anlagen und Maschinen 3 bis 10 Jahre
Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 3 bis 10 Jahre

Umlaufvermögen

Vorräte:

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden zum Einstandspreis bewertet. Wertminderungen wird mittels
Abschreibung Rechnung getragen.

Die fertigen Erzeugnisse werden zu ihren Herstellungskosten angesetzt. Sollten die Herstellungskosten
sowie die noch anfallenden Kosten keine Deckung in den künftig erzielbaren Erlösen finden, so werden
die Herstellungskosten entsprechend reduziert.

Noch nicht abrechenbare Leistungen werden auf Grundlage, der im Rahmen der Kostenrechnung für die
Ermittlung der Leistungsabgrenzung festgehaltenen Projektkalkulation bewertet. Dazu erfolgt eine
jährliche Evaluierung und Nachkalkulation der Projekte durch die Projektleiter:innen. Etwaig erforderliche
Wertberichtigungen aufgrund von Drohverlusten werden berücksichtigt. Bei Aufträgen, deren Ausführung
sich über mehr als zwölf Monate erstreckt, werden angemessene Teile der Verwaltungs- und
Vertriebskosten angesetzt, da die Aussagekraft der Gewinn- und Verlustrechnung ansonsten durch
erhebliche Verschiebungen in den Perioden der Projektabwicklung wesentlich beeinträchtigt wäre. Wurden
seitens der Kunden Anzahlungen zu diesen Leistungen hinterlegt, so werden diese in Höhe der bereits
erbrachten Leistung in der Bilanz offen von dieser abgesetzt. Darüberhinausgehende Anzahlungen
werden in den Verbindlichkeiten ausgewiesen.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände:

Die Bewertung der Inlandsforderungen erfolgt zum Nennwert. Fremdwährungsforderungen werden zum
Entstehungs- bzw. zum niedrigeren EZB-Referenzkurs am Bilanzstichtag bewertet. In Einzelfällen
werden – zur Berücksichtigung des Delkredererisikos – Wertberichtigungen gebildet.

Guthaben bei Kreditinstituten:

Guthaben bei Kreditinstituten werden durch diese bestätigt.
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Rechnungsabgrenzungsposten

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten beinhalten geleistete Vorauszahlungen für folgende Perioden.

Aktiv latente Steuern

Latente Steuern werden gemäß § 198 Abs. 9 und Abs. 10 UGB nach dem bilanzorientierten Konzept
gebildet. Dabei wird der aktuelle Körperschaftsteuersatz von 24 % für kurzfristige Differenzen (betreffend
das Jahr 2023) bzw. von 23 % für langfristige Differenzen (betreffend die Jahre ab inkl. 2024), zugrunde
gelegt. Es werden keine latenten Steuern auf steuerliche Verlustvorträge gebildet. Die latenten Steuern
werden in Summe betrachtet entweder unter dem Posten „aktiv latente Steuern“ oder unter den
„Steuerrückstellungen“ ausgewiesen.

PASSIVA

Investitionszuschüsse

Dieser Posten resultiert aus der Spaltung des Teilbetriebes „Labor“ aus der AIT Austrian Institute
of Technology GmbH, mit Rückwirkung zum 31. Dezember 2008. Die aus der Auflösung der
Investitionszuschüsse entstehenden Erträge werden in den übrigen sonstigen betrieblichen Erträgen
ausgewiesen.

Rückstellungen

Die Rückstellungen beinhalten alle zum Bilanzstichtag erkennbaren Risiken sowie ungewisse
Verbindlichkeiten.

Rückstellungen für Abfertigungen:

Die Rückstellungen für Abfertigungen werden durch die „arithmetica Consulting GmbH (arithmetica)“ nach
versicherungsmathematischen Grundlagen im Teilwertverfahren ermittelt. Der Berechnung wird ein
Rechnungszinssatz von 0,96 % (VJ: 0,88 %) sowie zukünftige Gehaltssteigerungen von 7,51 % für 2023
bzw. 2,75 % für Folgejahre (VJ: 2,75 %) zugrunde gelegt. Die Berechnung erfolgt auf Grundlage des
§ 211 UGB sowie der AFRAC-Stellungnahme 27. Weiter werden die AVÖ 2018-P Rechnungsgrundlagen
für die Pensionsversicherung zugrunde gelegt.

Steuerrückstellungen:

In den Steuerrückstellungen werden Rückstellungen für laufende Körperschaftsteuer als auch
Rückstellungen für latente Steuern ausgewiesen. Dabei wird der aktuelle Körperschaftsteuersatz von 24 %
für kurzfristige Differenzen (betreffend das Jahr 2023) bzw. von 23 % für langfristige Differenzen
(betreffend die Jahre ab inkl. 2024), zugrunde gelegt. Es werden keine latenten Steuern auf steuerliche
Verlustvorträge gebildet. Die latenten Steuern werden in Summe betrachtet entweder unter dem Posten
„aktiv latente Steuern“ oder unter den „Steuerrückstellungen“ ausgewiesen.

Sonstige Rückstellungen:

Rückstellungen für zum Bilanzstichtag noch nicht konsumierte Urlaube und geleistete Überstunden
werden mit dem jeweiligen Basisbezug zuzüglich anteiliger kollektivvertraglicher Sonderzahlungen und
Lohnnebenkosten angesetzt.

Die weiteren sonstigen Rückstellungen beinhalten alle erkennbaren Risiken sowie ungewisse
Verbindlichkeiten und werden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt.
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Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten in fremden Währungen werden zum Entstehungs- bzw. zum höheren EZB-Referenzkurs
am Bilanzstichtag bewertet.

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten:

In diesem Posten werden Finanzierungen österreichischer Banken in EUR ausgewiesen. Diese wurden
durch die jeweiligen Kreditinstitute bestätigt.

Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen:

In diesem Posten werden die von Kunden erhaltenen Anzahlungen, soweit sie über die abgearbeitete
Leistung hinausgehen, ausgewiesen. Erhaltene Anzahlungen für die bereits Leistungen erbracht wurden,
werden in der Bilanz von den noch nicht abrechenbaren Leistungen offen abgesetzt.

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, gegenüber verbundenen Unternehmen sowie
sonstige Verbindlichkeiten:

Diese Verbindlichkeiten werden zu ihrem Erfüllungsbetrag bewertet.
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II. ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ

Werte werden im Text grundsätzlich in tausend Euro angegeben. Vorjahreswerte finden sich jeweils in
Klammern.

AKTIVA

Anlagevermögen

Hinsichtlich der Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens und der Aufgliederung der
Jahresabschreibungen wird auf den beiliegenden Anlagenspiegel verwiesen.

Der im Posten Grundstücke und Bauten bezieht sich ausschließlich auf Bauten.

Im Geschäftsjahr wurden außerplanmäßige Abschreibungen in der Höhe von TEUR 207 (VJ: TEUR 65)
vorgenommen.

Umlaufvermögen

Fertige Erzeugnisse:

Die fertigen Erzeugnisse werden zu den Herstellungskosten bewertet. Im Geschäftsjahr waren keine
Abwertungen erforderlich.

Noch nicht abrechenbare Leistungen:

In den Aufträgen, deren Ausführungen sich über mehr als zwölf Monate erstreckt, sind zum Bilanzstichtag
angemessene Teile der Verwaltungs- und Vertriebskosten mit einem Betrag von insgesamt
TEUR 73 (VJ: TEUR 69) enthalten.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände:

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen gliedern sich wie folgt auf:

Region 31.12.2022
TEUR

31.12.2021
TEUR

Inland 2.300 1.875

Europäische Union 996 696

Drittländer 718 782

Gesamt 4.014 3.353

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind innerhalb von einem Jahr fällig.
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Die Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen gliedern sich wie folgt auf:

Forderung gegenüber 31.12.2022
TEUR

31.12.2021
TEUR

AIT Austrian Institute of Technology GmbH 9.760 9.404

Nuclear Engineering Seibersdorf GmbH 42 0

Gesamt 9.802 9.404

Die Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen resultieren mit TEUR 42 (VJ: TEUR 0) aus
Lieferungen und Leistungen. TEUR 9.760 (VJ: TEUR 9.404) resultieren aus Cashpooling. Die
Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen sind innerhalb von einem Jahr fällig.

Die sonstigen Forderungen und Vermögensgegenstände gliedern sich wie folgt auf:

31.12.2022
TEUR

31.12.2021
TEUR

Forderung gegenüber dem Finanzamt 63 238

Öffentliche Zuschüsse im Zusammenhang mit Covid-19 48 0

Geleistete Anzahlungen 13 10

Vorsteuerrückerstattung Ausland 4 2

Forderungen aus debitorischen Kreditoren 3 0

Sonstige 5 4

Gesamt 136 254

Die sonstigen Forderungen sind wie im Vorjahr zur Gänze kurzfristig. Weiters enthalten die sonstigen
Forderungen Erträge gegenüber dem Finanzamt in Höhe von TEUR 320 (VJ: TEUR 0), die erst nach dem
Bilanzstichtag zahlungswirksam werden. Diese Erträge sind in der Tabelle in der Gesamtforderung
gegenüber dem Finanzamt, welche um Verbindlichkeiten gleicher Fälligkeit reduziert ist, enthalten.

Rechnungsabgrenzungsposten

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten setzen sich zum Bilanzstichtag wie folgt zusammen:

31.12.2022
TEUR

31.12.2021
TEUR

Geldbeschaffungskosten 107

Wartungsverträge, Versicherungen, Lizenzen, etc. 106 50

Gesamt 213 50
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Aktiv latente Steuern

Die aktiven latenten Steuern gliedern sich wie folgt auf:

31.12.2022
TEUR

31.12.2021
TEUR

Abfertigungsrückstellungen 672 587

Urlaubsrückstellungen 218 208

Sonstige Rückstellungen 2.139 1.804

Abschreibungen 32 7

Langfristige Auftragsfertigung -73 -69

Bemessungsgrundlage 2.988 2.537

darauf latente Steuer
(23 % für 2023 bzw. 24 % für ab inkl. 2024) 695 634

PASSIVA

Eigenkapital

Eingefordertes und einbezahltes Stammkapital:

Alleingesellschafterin ist die AIT Austrian Institute of Technology GmbH. Das Stammkapital von
EUR 35.000,00 ist zur Gänze einbezahlt.

Kapitalrücklagen:

Die ausgewiesenen Kapitalrücklagen resultieren aus dem Spaltungs- und Übernahmevertrag vom
08.04.2009, mit welchem der Teilbetrieb „Labor“ rückwirkend zum 31. Dezember 2008 in die Seibersdorf
Labor GmbH eingebracht wurde.

Bilanzgewinn:

Der Bilanzgewinn aus 2021 in Höhe von TEUR 12.083 wurde zur Gänze nach 2022 vorgetragen.

Investitionszuschüsse

Hinsichtlich der Entwicklung und Auflösung der Investitionszuschüsse wird auf das beiliegende Detail zur
Entwicklung der Investitionszuschüsse verwiesen.

Rückstellungen

Die Abfertigungsrückstellungen belaufen sich auf TEUR 1.499 (VJ: TEUR 1.350).
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In den Steuerrückstellungen sind die Rückstellungen für laufende Körperschaftsteuer ausgewiesen.

In den sonstigen Rückstellungen sind folgende Vorsorgen enthalten:

31.12.2022
TEUR

31.12.2021
TEUR

Nicht konsumierte Urlaube 1.267 1.207

Planungskosten Neubau II 920 946

Förderrisiken 553 226

Zeitguthaben 403 353

Übersiedelung Radiopharmaka 362 362

Leistungsorientierte Vergütungen 213 201

Behörden- und Zertifizierungsmaßnahmen 172 470

Gebäudeinstandhaltung und Standortsanierung 153 69

Prämien Mitarbeitende 117 185

Übersiedelung Kalibrierzentrum 76 96

Gewährleistungen 73 104

Betriebs- und Energiekosten 61 0

Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung 10 8

Übrige 24 37

Gesamt 4.404 4.264

Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten:

Von den gegenüber Kreditinstituten ausgewiesenen Verbindlichkeiten sind TEUR 525 (VJ: TEUR 0) im
folgenden Geschäftsjahr fällig.

Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen:

Die erhaltenen Anzahlungen auf Bestellungen werden als Verbindlichkeit ausgewiesen, sofern sie über
die bereits erbrachten Leistungen hinausgehen. Für bereits erbrachte Leistungen vereinnahmte
Anzahlungen werden in der Bilanz offen von den noch nicht abrechenbaren Leistungen abgesetzt.
In den erhaltenen Anzahlungen sind TEUR 425 (VJ: TEUR 14) mit einer Restlaufzeit von mehr als einem
Jahr enthalten, der Rest in Höhe von TEUR 35 (VJ: TEUR 179) weist eine Restlaufzeit von bis zu einem
Jahr auf.
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Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen:

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen belaufen sich auf TEUR 1.363 (VJ: TEUR 821).
Davon betreffen TEUR 0 (VJ: TEUR 180) ausländische Lieferanten. Vom ausgewiesenen Gesamtbetrag
sind TEUR 1.189 (VJ: TEUR 0) innerhalb von einem Jahr fällig. Der Restbetrag von TEUR 174
(VJ: TEUR 0) ist langfristig.

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen:

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen gliedern sich wie folgt auf:

Verbindlichkeit gegenüber 31.12.2022
TEUR

31.12.2021
TEUR

AIT Austrian Institute of Technology GmbH 276 473

Nuclear Engineering Seibersdorf GmbH 0 35

Gesamt 276 508

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen setzen sich aus Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen mit TEUR 276 (VJ: TEUR 504) und sonstigen Verbindlichkeiten TEUR 0
(VJ: TEUR 4) zusammen und sind innerhalb von einem Jahr fällig.

Sonstige Verbindlichkeiten:

Die sonstigen Verbindlichkeiten setzen sich wie folgt zusammen:

31.12.2022
TEUR

31.12.2021
TEUR

Verbindlichkeiten gegenüber den Krankenkassen 271 247

Geldbeschaffungskosten 102 0

Verbindlichkeiten aus Steuern 22 19

Verbindlichkeiten gegenüber Mitarbeitenden 12 0

Verbindlichkeiten aus kreditorischen Debitoren 3 25

Sonstige 3 6

Gesamt 413 297

Die sonstigen Verbindlichkeiten sind innerhalb von einem Jahr fällig. In den sonstigen Verbindlichkeiten
sind Aufwendungen in Höhe von TEUR 179 (VJ: TEUR 178) enthalten, die erst nach dem Bilanzstichtag
zahlungswirksam werden.
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III. ERLÄUTERUNGEN ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

Werte werden im Text grundsätzlich in tausend Euro angegeben. Vorjahreswerte finden sich jeweils in
Klammern.

Veränderungen von Rückstellungen wirken sich in der Gewinn- und Verlustrechnung wie folgt aus:

Veränderungen aus Personalrückstellungen inklusive deren Verzinsung werden in der Gewinn- und
Verlustrechnung in den entsprechenden Posten des Personalaufwands ausgewiesen. Veränderungen aus
sonstigen Rückstellungen werden in den entsprechenden Posten der Gewinn- und Verlustrechnung
ausgewiesen, sofern es sich um eine Zuweisung oder einen Verbrauch handelt. Erträge aus der Auflösung
von sonstigen Rückstellungen finden sich in den sonstigen betrieblichen Erträgen. Sonstige
Rückstellungen mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr werden mit ihrem Barwert angesetzt. Spätere
Veränderungen der Verzinsung werden im Finanzergebnis als Zinsertrag bzw. Zinsaufwand dargestellt.

Umsatzerlöse

Die Umsatzerlöse unterteilen sich wie folgt:

2022
TEUR

2021
TEUR

Inland 13.569 13.270

Europäische Union 8.388 7.168

Drittländer 6.619 5.531

Verrechnungen an verbundene Unternehmen 666 590

Erhaltener Aufwandsersatz 0 2

Gesamt 29.242 26.561

Bei den Förderungen von TEUR 587 (VJ: TEUR 534) handelt es sich zum größten Teil um Erlöse aus
Zahlungen des Bundesministeriums für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport.

Sonstige betriebliche Erträge

Die übrigen sonstigen betrieblichen Erträge setzen sich wie folgt zusammen:

2022
TEUR

2021
TEUR

Prämien Finanzamt und andere öffentliche Zuschüsse 470 405

Auflösung von Wertberichtigungen zu Forderungen 44 0

Auflösung von Investitionszuschüssen 2 2

Sonstige 24 44

Gesamt 540 451
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Personalaufwand

Zum Personalaufwand sind folgende Angaben zu machen:

Die Aufwendungen für Altersversorgung betreffen zur Gänze beitragsorientierte Zusagen.

Der Posten Aufwendungen für Abfertigungen und Leistungen an betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen
in der Höhe von TEUR 276 (VJ: TEUR 184) beinhaltet Aufwendungen für Abfertigungen in Höhe von
TEUR 149 (VJ: TEUR 72) und Leistungen an betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen in Höhe von
TEUR 127 (VJ: TEUR 112).

Vom Personalaufwand werden Kostenersätze für Mitarbeitende in Altersteilzeit mit TEUR 15
(VJ: TEUR 15) abgesetzt.

Im Berichtsjahr 2022 waren 150,0 (VJ: 141,9) Mitarbeitende zu durchschnittlichem Vollzeitäquivalent
beschäftigt. Davon waren 2022 2,0 (VJ: 1,6) Lehrlinge beschäftigt.

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Die in den übrigen sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthaltenen Aufwendungen gegenüber der den
Jahresabschluss prüfenden Gesellschaft in der Höhe von TEUR 10 (VJ: TEUR 8) betreffen Aufwendungen
für die Prüfung des Jahresabschlusses.
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Die übrigen sonstigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten:

2022
TEUR

2021
TEUR

Raummieten und Betriebskosten 1.209 1.085

Transporte 894 819

Förderrisiken 333 14

Reparaturen, Instandhaltungen und Standortsanierung 310 775

Reisekosten 221 104

Miete von Geräten, Werkzeugen und Softwarelizenzen 214 241

Wartungsaufwand 204 137

Werbung und Veranstaltungen 101 303

Reinigung und Müllentsorgung 99 63

Druck-, Kopier- und Büromaterial 90 90

Kommunikationsaufwand 79 87

Aus- und Fortbildung 74 64

Versicherungen 47 62

Repräsentation 38 33

KFZ-Aufwand 31 32

Rechts-, Prüf- und Beratungskosten 23 30

Patente und Lizenzen 18 26

Mitgliedsbeiträge 18 21

Personalinserate 15 2

Fachliteratur 12 18

Ärztlicher Dienst und medizinischer Aufwand 3 4

Gebühren 0 54

Gewährleistungen 0 31

Sonstiger Sachaufwand 427 329

Gesamt 4.460 4.424
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IV. SONSTIGE ANGABEN

Das Unternehmen wird als Tochterunternehmen im Wege der Vollkonsolidierung in den Konzernabschluss
der AIT Austrian Institute of Technology GmbH, mit Sitz in Wien, einbezogen. Der Konzernabschluss ist
am Handelsgericht Wien hinterlegt. Neben dem Unternehmen werden folgende Unternehmen im Wege
der Vollkonsolidierung in den Konzernabschluss einbezogen:

AIT Austrian Institute of Technology GmbH (Mutterunternehmen)

LKR Leichtmetallkompetenzzentrum Ranshofen GmbH

Nuclear Engineering Seibersdorf GmbH

Für das Geschäftsjahr 2023 sind Verpflichtungen aus der Nutzung von in der Bilanz nicht ausgewiesenen
Sachanlagen in Höhe von TEUR 1.315 (VJ: TEUR 743) gegenüber verbundenen Unternehmen und
TEUR 1.319 (VJ: TEUR 1.181) gegenüber Dritten budgetiert. Für die Jahre 2023-2027 sind TEUR 6.577
(VJ: TEUR 3.714) gegenüber verbundenen Unternehmen und TEUR 6.596 (VJ: TEUR 5.903) gegenüber
Dritten zu erwarten.

Im abgelaufenen Geschäftsjahr wurden keine Geschäfte mit nahestehenden Personen bzw. Unternehmen
zu nicht fremdüblichen Bedingungen abgeschlossen.

Die Aufschlüsselung der Angaben gemäß § 239 (1) Z3 und Z4 UGB unterbleibt gemäß § 242 (4) UGB.

Zum Bilanzstichtag bestanden folgende Haftungsverhältnisse:

2022
TEUR

2021
TEUR

TFZ – Technologie- und Forschungszentrum Seibersdorf
GmbH 215 215

Borealis Polyolefine GmbH 78 0

Croatian Institute of Public Health 18 15

Zollamt 11 11

E. O. K. A. N. 9 0

Agence Nationale Anti-Dopage (ANAD) 1 0

Gesamt 332 241

Im Geschäftsjahr zeichnete Frau Dipl.-Ing.in Dr.in Martina Schwaiger für die Geschäftsführung
verantwortlich.

Als Prokuristen waren im Geschäftsjahr folgende Personen tätig:

Frau Mag.a Beatrice Kornelis, LL.M.

Herr Mag. Edmund Benetka
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Im Jahr 2022 fand eine Generalversammlung statt.

Es wurden keinerlei Vorschüsse und Kredite an die Geschäftsführung gewährt.

Nach dem Bilanzstichtag sind keine Vorgänge von besonderer Bedeutung eingetreten, die zu einer
anderen Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage geführt hätten. Zu den aktuellen Risiken
(z. B. der geopolitischen Lage), wird auf die Ausführungen im Lagebericht verwiesen.

Es wird vorgeschlagen, den Bilanzgewinn aus 2022 in Höhe von TEUR 13.997 zur Gänze auf neue
Rechnung vorzutragen.

Seibersdorf, am 31. März 2023

Die Geschäftsführung

Betreffend die Unterschriften dürfen wir auf die letzte Seite des Lageberichts im selben Dokument verweisen. Die
mit dem Dokument verknüpften elektronischen Signaturen decken den Jahresabschluss und Lagebericht ab und
können über die Bildmarke im Dokument überprüft werden. Die Rechtswirkung ist durch die eIDAS-VO (Art 25
eIDAS-VO) sowie das österreichische Signatur- und Vertrauensdienstegesetz (SVG) geregelt.

Dipl.-Ing.in Dr.in Martina Schwaiger eh
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1 Das Unternehmen

Die Seibersdorf Labor GmbH (SL) – Markenname Seibersdorf Laboratories – bietet hochempfindliche Labor- und
Analysedienstleistungen sowie Spezialentwicklungen für komplexe Messtechnik in den Segmenten chemische Analytik,
Radioaktivität und ionisierende Strahlung, EMV und Hochfrequenztechnik und Optische Strahlung, an. Ergänzt wird das
Produktportfolio durch Ausbildungs- und Trainingsangebote der Seibersdorf Academy.

Das Unternehmen unterstützt mit seinem Service die heimische und internationale Industrie, das Gewerbe und die
Öffentlichkeit, indem es sicherstellt, dass neue Produkte und Leistungen, die auf den Markt gebracht werden, den
aktuellen einschlägigen Gesetzen sowie Gesundheits- und Umweltrichtlinien entsprechen. Das Alleinstellungsmerkmal
der Seibersdorf Labor GmbH ist die Technologie- und Methodenführerschaft. Internationale anerkannte Akkreditierungen
und Zertifizierungen sind die Basis für die angebotenen Leistungen. Durch die Beauftragung der Seibersdorf Labor
GmbH dokumentieren die Auftraggeber die Qualität ihrer Produkte. Die Seibersdorf Labor GmbH forscht, entwickelt und
arbeitet nach strengen internen Richtlinien und Auflagen, um auch in der eigenen Geschäftstätigkeit die Nachhaltigkeit
und das Sozialkapital zu stärken.

Firmendaten: Seibersdorf Labor GmbH
Markenname: Seibersdorf Laboratories
Akronym: SL
Landesgericht Wiener Neustadt | FN 319187 v
DVR: 4000728 | UID: ATU64767504 | Steuernummer: (16) 192/6571

Geschäftsführung: Dipl.-Ing.in Dr.in Martina Schwaiger

Prokurist:in: Mag. Edmund Benetka; Mag.a Beatrice Kornelis LL.M. (AIT)

Firmenanschrift: Seibersdorf Labor GmbH
2444 Seibersdorf, Austria
Tel.: +43 (0) 50550-2500; Fax: +43 (0) 50550-2502
office@seibersdorf-laboratories.at;
www.seibersdorf-laboratories.at

Gesellschafter: AIT Austrian Institute of Technology GmbH (AIT)
Die AIT steht zu 50,46 % im Eigentum der Republik Österreich und zu 49,54 % im Eigentum
des „Verein zur Förderung von Forschung und Innovation“.

Beschäftigte: 175 Mitarbeitende; 150 zu durchschnittlichem VZÄ
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2 Strukturbericht

Die Kompetenzfelder der Seibersdorf Labor GmbH sind im wissenschaftlichen und im High-Tech-Spezialitätenbereich
angesiedelt. Der Schwerpunkt liegt auf hochwertiger Labor- und Analysetätigkeit und der zugehörenden
Messtechnik/Messgeräteentwicklung zum Schutz von Mensch und Umwelt.

Die Seibersdorf Labor GmbH ist in die nachfolgende Substruktur gegliedert. Die Geschäftsfelder stellen wirtschaftlich
eigenständige Profitcenter für den jeweiligen Themenbereich dar.

Das Unternehmen steht für höchste Qualität und exzellentes Know-how. Es verfügt über eine große Anzahl nationaler
und internationaler Akkreditierungen und Zertifizierungen, welche die Grundlage der Geschäftstätigkeit bilden.

Nationale/internationale Akkreditierungen und Zertifizierungen:

EN ISO 9001:2015
Prüfstelle EN ISO/IEC 17025
Ausbildungen nach ISO 29993
Eich- und Kalibrierstelle
GLP Prüfstelle
GMP Labor

Spezielle Zertifizierungen:

WADA
CTBT Radionuclide Laboratory
Notified Body für EMV
CBTL
IECEE/CB Testing Laboratory
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2.1 EMC & Optics

Das Geschäftsfeld EMC & Optics vereint drei Fachbereiche im Themenfeld nicht-ionisierende Strahlung mit
ähnlichem Kundensegment: technische Industrie und Medizin. Die angebotenen Dienstleistungen sind „State of
the Art“ Prüf- und Kalibriertätigkeiten und international gefragte Expertise bezogen auf Consulting, die auch immer
wieder über Forschungsaufträge und Studien abgefragt wird.

Elektromagnetische Verträglichkeit EMV
ist auf dem Gebiet der Wirkungen elektromagnetischer Felder auf elektronische Systeme und auf den
Menschen (Elektromagnetische Felder EMF) seit mehr als 25 Jahren vor allem am österreichischen
Markt erfolgreich tätig. Die dritte thematische Säule des Fachbereichs ist die Nahfeldkommunikation
(Near Field Communication NFC), wo neuartige NFC-Anwendungen entwickelt werden.

Hochfrequenztechnik
bietet Kalibrierdienstleistungen für EMV-Laboratorien, herstellerunabhängige Validierungen für EMV-
Absorberhallen und Spezialsysteme für Präzisionsvermessungen an. 95 % des Umsatzes werden im
Ausland erwirtschaftet, vor allem in Europa und Asien. Synergien mit dem Fachbereich EMV ergeben
sich in der gemeinsamen Nutzung von bestimmten Messeinrichtungen, Messgeräten und Prüfnormen.

Laser-, LED- & Lampen-Sicherheit
prüft und forscht auf dem Gebiet der Sicherheit optischer Strahlung. Das Arbeitsgebiet der Prüfstelle
umfasst die Spektralbereiche UV-Strahlung, sichtbares Licht und Infrarot-Strahlung – wobei Laser,
Lampen und LEDs nach internationalen Normen klassifiziert und deren Emission im Rahmen von
Beratungen bewertet werden.

Leistungen:

EMV-Prüf- und Beratungsdienstleistung, EMV-Gutachten
Gutachten und Untersuchungen zur Wirkung elektromagnetischer Felder (EMF)
Produkte für die Hochfrequenz-Präzisionsmesstechnik, Kalibrierung von Antennen, Feldsonden und HF-
Komponenten
Validierung von Absorberhallen
Prüf- und Beratungsleistung für Hersteller von Laser-, LED- und Lampen-Produkten,
Sicherheitsgutachten für Anwender
Schulungen (EMV, EMF, Laser)
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2.2 Radiation Safety and Applications

Der Schwerpunkt des Geschäftsfelds Radiation Safety and Applications liegt in der Analyse und Messung von
Radioaktivität und ionisierender Strahlung.

Strahlenschutz/Radionuklidlabor
befasst sich mit der Messung von ionisierender Strahlung und der radiometrischen Analyse von Proben
und bietet andererseits Consulting- und Ausbildungsdienstleistungen an. Die Beratungsdienstleistungen
reichen von behördlich geforderten Strahlenschutzgutachten für Strahlenanwendungsräume über
Hilfestellung bei Zwischenfällen bis hin zu strahlenschutztechnischer Begleitung von Großprojekten (z. B.
Nuklearmedizin).

Systementwicklung
entwickelt Messgeräte für die direkte Messung von ionisierender Strahlung und auch Messgeräte, die die
ionisierende Strahlung für die Bestimmung von Materialparametern nutzen, wie z. B.
Dosisleistungsmessgeräte (SSM1+ in Kombination mit Spezialsonden), Lebensmittelsonde bzw.
Materialprüfungssonde, Trinkwassersonde und Portalmonitore.

Leistungen:

Laboranalysen für den klassischen Strahlenschutz, Routineüberwachung von beruflich
strahlenexponierten Personen (Inkorporationsmessstelle – interne Dosimetrie)
Low-Level-Messungen von Umwelt-, Lebensmittel- und Industrieproben
Hilfestellung bei Funden radioaktiver Stoffe in der Recycling- und Abfallverwertungsbranche
Entwicklung von Detektoren und die Umsetzung in Messgeräten, wie z. B. Handmessgeräte,
Monitoringsysteme oder kundenspezifische Individuallösungen
Strahlenschutz-Begutachtungen für Röntgeneinrichtungen, offene und umschlossene radioaktive Stoffe
sowie Beschleuniger
Bewertung/Gutachten „natürliche Radioaktivität“ (NORM)
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2.3 Radiation Protection Dosimetry

Das Geschäftsfeld Radiation Protection Dosimetry befasst sich mit der Wirkung von Strahlung auf den Menschen
und auf Materialien.

Dosimetrie
Monatlich werden mehr als 25.000 beruflich strahlenexponierte Personen vom Dosimeterservice im
Rahmen des Arbeitnehmer:innenschutzes dosimetrisch überwacht. Selbstentwickelte Personen- und
Ortsdosimeter kommen zum Einsatz. Ständige Weiterentwicklung garantiert höchste Qualität und die
Einhaltung der Spezifikationen in Behördenauflagen (unserer Kunden) sowie den Anforderungen von
nationalen und internationalen Normen.

Strahlungsfestigkeit und Weltraumstrahlung
Befasst sich mit Prüfung auf Strahlungsfestigkeit von elektronischen Bauteilen und mit den Auswirkungen
der Weltraumstrahlung auf unterschiedlichste Materialien für Zulieferer der Europäischen
Weltraumbehörde (ESA), Hersteller von Medizinelektronik und den Automotiv-Sektor.

Leistungen:

Dosimeterservice für beruflich strahlenexponiertes Personal (Arbeitnehmer:innenschutz)
Eichen und Kalibrieren von Dosismessgeräten im Dosimetrielabor
(Anwendung in Strahlentherapie, Röntgendiagnostik/Konstanzprüfung, Strahlenschutz)
Referenzbestrahlungen im Dosimetrielabor
Referenzbestimmung der Orts- und Personendosis in Photonenfeldern
Testhouse-Serviceleistung bezüglich Strahlungsfestigkeit von elektronischen Bauteilen
Bestimmung der Strahlenexposition in Flugzeugen in komplexen Strahlungsfeldern (Flugdosimetrie),
Monte Carlo Modellierung hochenergetischer Teilchenstrahlung
Optimierung von Abschirmmaterialien zum Schutz elektronischer Bauteile
Design und Entwicklung von Strahlungssensoren für Messungen hochenergetischer Teilchenstrahlung
(z. B. im Weltraum, in Flugzeugen, bei Beschleunigeranlagen)
Design und Entwicklung von Dosimeter-Photonen-Messung sowohl für Routinemessungen als auch für
den Einsatz als Primär- und Sekundär-Standard
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2.4 Pharmaceuticals

Das Geschäftsfeld Pharmaceuticals steht für eine sichere, zuverlässige und nachhaltige Versorgung von
Patientinnen und Patienten mit hochqualitativen Radiopharmaka zur Tumordiagnose und Therapie in klinischen
Einrichtungen. Das Geschäftsfeld ist am Markt sehr gut etabliert und arbeitet international als offener und
unabhängiger Auftragsproduzent von Radiopharmaka (CDMO, Radiopharmaceuticals Contract Development and
Manufacturing Organization), d. h. es werden keine eigenen Arzneimittel-Zulassungen oder Patente angestrebt.
Auftraggeber:innen sind vor allem Arzneimittel-Großhändler und pharmazeutische Betriebe.

Produktion
Die Routinegeschäftstätigkeit liegt in der Herstellung von F-18 Diagnostik-Tracer (u. a. F-18 FDG) für
Tumor-PET-Diagnostik, hauptsächlich in Kooperation mit dem langjährigen Vertriebs- und
Kooperationspartner BSM-Diagnostica. Die große Mehrzahl der produzierten Radiopharmaka sind solche
mit dem Radionuklid Fluor-18 („18F-Radiopharmaka“), welches mittels eines am Standort befindlichen
Zyklotrons hergestellt wird.
Seit 2016/2017 wird eine neue strategische Ausrichtung auf Lu-177 Therapieprodukte für klinische
Studien und Klinikanforderungen verfolgt, die u. a. für Prostatatumore, neuro-endokrine Tumore,
Schilddrüsentumore, Knochenmarkstumore und Hirntumore eingesetzt werden.
Weiters ist die Integration eines vertikalen Prozessschrittes – Herstellung des Arzneimittel-
Vorlaufproduktes Lu-177 Chlorid – im Zuge einer Kooperation mit der Firma Isotopia geplant. Lu-177
Chlorid ist das zentrale Ausgangsmaterial für die Herstellung von Lu-177 Therapieprodukten.

Leistungen:

GMP (Good Manufacturing Practice) konformen Produktion von Radiopharmaka für die
Routineversorgung (80 %),
der Etablierung, Optimierung und Validierung von Radiopharmaka (15 %) und in
Auftragsanalysen von Radiopharmaka und Ausgangsmaterialien (5 %).

Für die kommerzielle Beauftragung wird eine GMP-Zertifizierung gehalten. Ein etabliertes und funktionierendes
GMP-Qualitätssicherungssystem ist daher eine essenzielle wirtschaftliche Grundlage des Geschäftsfelds
Pharmaceuticals.

Das Projekt GMP Wirkstoff- und Stabilitätsprüfung wurde mit 31.12.2021 beendet. Dieses Thema wird auch in
Zukunft nicht mehr weitergeführt werden.
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2.5 Chemical Analytics

Das Geschäftsfeld Chemical Analytics ist neben der klassischen Umwelt- und Geoanalytik auf GLP-konforme
Analytik für Produktzulassungen und auf Dopingkontrolle sowie Forensik fokussiert.

Dopingkontrolle inkl. WADA-Forschungsprojekte
Das Service des Dopingkontroll-Labors umfasst Dopinganalysen in Urin- und Blutproben entsprechend
den Vorgaben der WADA inkl. der Bestimmung des endogenen Steroidhormonprofils.
Zur Sicherstellung des Qualitätsstandards ist Forschung unabdinglich. Das Hauptaugenmerk gilt der
Anwendung quantitativer Proteomik für das Auffinden von Biomarkern, der Charakterisierung und dem
sicheren Nachweis von rekombinanten Proteinen sowie der Identifizierung und Klassifizierung von
Proteinen.

Forensische Analytik
Im Auftrag der Exekutive werden nach Verkehrskontrollen Analysen des Blutalkohols und
Drogenscreenings durchgeführt, letztere anhand von Blut- und/oder Urinproben. Das Drogenscreening
umfasst mehr als 100 Substanzen und enthält alle relevanten, im Straßenverkehr beeinträchtigenden,
Wirkstoffe. Im Auftrag von Gerichten und Obduzenten werden Wirkstoffanalysen zur Ursachenermittlung
von Todesfällen und Vergiftungen durchgeführt. Zur raschen und effizienten Identifizierung der
Inhaltsstoffe wurde ein „General Unknown Screening“ etabliert, das über 3.000 Substanzen aus den
relevanten Wirkstoffgruppen (Drogen, Beruhigungsmittel, andere Arzneimittel, etc.) umfasst.

Wirkstoffprüfungen
Unser Service umfasst Analysen für toxikologische und ökotoxikologische Studien, Charakterisierung von
Chemikalien inkl. deren Verunreinigungen sowie physikalisch-chemische Tests, unter anderem für
REACH, sowie Stabilitätsprüfungen für Biozidprodukte.

Leistungen:

Anti-Doping-Analytik und forensische Analytik
Begleitende Analytik von (Öko-)Toxikologie-Studien
Begleitende Analytik für REACH – insbesondere physikalisch-chemische Prüfungen
Stabilitätsprüfungen von Bioziden
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2.6 Academy

Die Seibersdorf Academy bietet ein umfangreiches Angebot an Strahlenschutzkursen sowie Kursen im Bereich
der nicht-ionisierenden Strahlung und der elektromagnetischen Verträglichkeit an. Die Strahlenschutzkurse sind
von den zuständigen Ministerien überprüft und die Konformität mit dem österreichischen Strahlenschutzrecht
bestätigt.

Darüber hinaus werden Spezialkurse und Trainings angeboten, die mit einem hohen praktischen Übungsanteil in
Verbindung mit den Einrichtungen der Strahlenschutzakademie (Spürgarten, Testmesshalle) Ausbildungen unter
realen Bedingungen ermöglichen. Insbesondere trainieren hier seit mehr als 50 Jahren Einsatzorganisationen und
das österreichische Bundesheer für Unfälle und Katastropheneinsätze mit radioaktivem Material. Ziel dieser
Ausbildung ist es, durch das beüben von möglichst realen Szenarien, im Anlassfall einen guten Selbstschutz und
damit der österreichischen Bevölkerung eine ausgezeichnete Unterstützung bzw. Strahlenschutz bieten zu
können.

Im Jahr 2021 wurden diese R/N-Übungen (radioaktiv, nuklear) auf den C-Bereich (chemisch) erweitert. Aufgrund
der starken chemischen Industrie in Ostösterreich, ist das Üben von realen C-Unfällen und auch C-
Terroranschlägen sowohl für die Einsatzorganisationen als auch für das österreichische Bundesheer von
besonderer Bedeutung.

Leistungen:

Strahlenschutz in der Medizin, Strahlenschutz in der Technik
Interventionsausbildungen
Qualitätssicherung, speziell ISO/IEC 17025
ADR-Lenkerkurse
Laserschutzkurse
EMV/EMF-Spezialausbildung
Nationale und internationale Trainingskurse C/R/N

Die Seibersdorf Academy ist nach der ISO 29990:2010 zertifiziert.
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3 Geschäftsverlauf 2022

3.1 Ertragslage und Aufwandsstruktur

Das Jahr 2022 war ein sehr erfolgreiches Jahr. Es konnten alle Geschäftsfelder ihre wirtschaftlichen Ziele
erreichen. Speziell hervorzuheben sind in diesem Jahr das Geschäftsfeld EMC & Optics, insbesondere deren
Kalibriertätigkeiten und das Geschäftsfeld Chemical Analytics mit seiner Anti-Doping-Analytik. Im Geschäftsfeld
Radiation Protection Dosimetry sind aufgrund mehrerer neuer Billig-Anbieter/Mitbewerber am Markt einzelne
Segmente zurückgegangen, wobei diese Ausfälle durch neue Dienstleistungen Großteils kompensiert werden
konnten. Die Betriebserträge im Jahr 2022 betragen TEUR 30.709 (VJ TEUR 28.426).

Erträge

in TEUR IST 2022 VJ 2021
Erträge 29.163 26.505
Bestandsveränderung 213 515
Intercompany Erträge 666 589
Sonstige betriebliche Erträge 667 817
Betriebserträge 30.709 28.426

Aufwand

in TEUR IST 2022 VJ 2021
Materialaufwand und Leistungen durch Dritte 5.828 5.238
Personalaufwand 13.084 11.750
Sonstiger betrieblicher Aufwand 4.500 4.438
Abschreibung 1.915 1.599
Intercompany Aufwand 2.801 2.617
Betriebsaufwand 28.128 25.642

Insgesamt wurde für das Jahr 2022 ein Jahresgewinn in der Höhe von TEUR 1.914 (VJ TEUR 2.185)
erwirtschaftet.

Im Jahr 2022 wurden sonstige Rückstellungen in der Höhe von TEUR 1.250 gebildet. Diese setzen sich
vorwiegend aus Rückstellungen für leistungsorientierte Vergütungen, Prämien und nicht konsumierte Urlaube,
Rückstellungen für Sanierungen und für den am Standort Seibersdorf geplanten Neubau der Radiopharmazie,
sowie Rückstellungen für Risiko offener Förderabrechnungen, zusammen.
Für Gewährleistungsrückstellungen für verkaufte Geräte und Anlagen, Umsetzung von Behörden- bzw.
Zertifizierungsmaßnahmen und leistungsorientierte Vergütungen und Prämien sowie für den geplanten Neubau
der Radiopharmazie, wurden Rückstellungen von TEUR 956 verbraucht und TEUR 152 aufgelöst.

Personal- und Sozialbericht

Das Unternehmen beschäftigte zum Stichtag 31.12.2022 insgesamt 155,8 Mitarbeitende (berechnet zu
Vollzeitäquivalenten). Die Steigerung im Vergleich zum Vorjahr erfolgte aufgrund der Umsatzsteigerungen,
hauptsächlich im Geschäftsfeld Radiopharmazie. Zusätzlich wurde die Reinigung hausintern weiter aufgebaut.
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Die Personalstruktur in der Seibersdorf Labor GmbH:

IST 2022 VJ 2021
Vollzeitäquivalenz im Durchschnitt 150,0 141,9
Vollzeitäquivalenz per Jahresende 155,8 146,6
Anzahl Personen
davon Lehrlinge

175
2

163
2

Der Ausbildungsstand des Teams der Seibersdorf Labor GmbH setzt sich in etwa wie folgt zusammen:

57 % Mitarbeitende mit einer abgeschlossenen universitären Ausbildung (Schwerpunkt technisch–
naturwissenschaftliche Studienrichtungen)
15 % Mitarbeitende mit Matura bzw. technischer Matura (HTL o. ä.)
28 % angelernte Fachkräfte

Die Teilnahme an Weiterbildungen wird im Unternehmen intensiv gefördert und ist auch in den Qualitätszielen in
den Mitarbeiter:innengesprächen fix verankert. Im Jahr 2022 wurden von den Mitarbeitenden 176 Schulungstage
absolviert. Gefördert werden fachspezifische, technische-wissenschaftliche Aus- und Weiterbildungen, aber auch
sprachliche oder wirtschaftliche Fortbildungen und Persönlichkeitsentwicklungen.
Der Frauenanteil beträgt etwa 47 %. Der Anteil in den chemisch-pharmazeutischen Bereichen liegt etwas höher,
in den rein (elektro-) technischen Bereichen ist der Anteil jedoch deutlich niedriger. Seit Herbst 2022 ist eine
zweite Genderbeauftragte nominiert. Ziel ist es eine Gleichstellung aller Mitarbeitenden – das bezieht sich u. a. auf
die unterschiedlichen Geschlechter, Altersgruppen, kulturellen Hintergrund – in rechtlicher Hinsicht und im Hinblick
auf ihr persönliches und berufliches Entfaltungspotential in der Seibersdorf Labor GmbH, zu erreichen. Jährlich
wird ein Gender-Report gelegt und ein Gender-Maßnahmenplan erarbeitet.

3.2 Investitionen

Im Jahr 2022 wurde weiterhin in die Erweiterung von Mess- und Analysegeräten sowie in High-Tech-Großanlagen
investiert. In Summe wurden Investitionen in der Höhe von TEUR 6.926 (VJ: TEUR 2.062) getätigt. Darin
enthalten ist die Errichtung des neuen Kalibrierzentrums am Standort Seibersdorf in der Höhe von TEUR 3.003
welches im Oktober 2022 in Betrieb genommen wurde.
Zusätzlich wurde die Planung einer neuen Radiopharmazie begonnen. Die Errichtung des Gebäudes ist für
2024/2025 geplant, die Inbetriebnahme für 2025/2026.

3.3 Vermögens- und Finanzlage

Zum 31.12.2022 betrugen die liquiden Mittel TEUR 12.720 (VJ: TEUR 9.596), davon sind TEUR 2.700 als
Festgeld gebunden. Die übrigen liquiden Mittel in der Höhe von TEUR 9.760 bestehen überwiegend aus
Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen aus dem Cashpooling. Dem gegenüber stehen
Verbindlichkeiten aus Bankkrediten in der Höhe von TEUR 6.337. Die Bankkredite wurden für die Errichtung des
neuen Kalibrierzentrums sowie für den geplanten Neubau der Radiopharmazie aufgenommen.

Zum 31.12.2022 betrug das Eigenkapital TEUR 17.104 (VJ: TEUR 15.190). Die Veränderung gegenüber dem
Vorjahr resultiert aus dem Jahresgewinn 2022. Die Eigenmittelquote beträgt 53,7 % (VJ: 66,5 %), die Reduktion
um 12,8% im Vergleich zum Vorjahr ergibt sich aufgrund der Bankverbindlichkeiten per 31.12.2022 in der Höhe
von TEUR 6.337.
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4 Strategische Ausrichtung

Die Seibersdorf Labor GmbH ist ein Partner der Wirtschaft und unterstützt mit Wissen, Analytik und Messtechnik
kleine und mittelständige Unternehmen bis hin zur Großindustrie, arbeitet aber auch eng für und mit nationalen
sowie internationalen Organisationen, die den Schutz der Bevölkerung zur Aufgabe haben. Das Leitbild beschreibt
die Tätigkeiten der Seibersdorf Labor GmbH als

Quality Driven – Anspruch an Qualität
Knowledge Based – Exzellentes Fachwissen
Customer Focus – Bester Kundenservice
Human Oriented – Gesellschaftliche Verantwortung

Die Positionierung der Seibersdorf Labor GmbH ergibt sich aus der Tatsache, dass die Auftraggeber:in
wissenschaftliches Know-how, Beratung, Dienstleistungen oder technologisch hochwertige Produktentwicklungen
benötigen, die außerhalb der jeweiligen Produkt- und Aufgabendefinition ihres eigenen Unternehmens liegen,
beziehungsweise die notwendigen Kapazitäten nicht wirtschaftlich sinnvoll bereitgestellt werden können.

Die notwendige Forschungs- und Entwicklungsleistung kann daher nicht selbst erbracht werden und wird von der
Seibersdorf Labor GmbH zugekauft. Die Auftraggeber:innen treten mit ihrer Problemstellung an die Seibersdorf
Labor GmbH heran, woraus dann gemeinsam die Bedürfnisse und die genauen Produkt- bzw. Projektdefinitionen
erarbeitet werden. Diese frühe Kooperation setzt großes Know-how im spezifischen Fachbereich voraus, das nur
durch wissenschaftliche Vorleistungen erreicht werden kann.

Die Bündelung von neuesten Entwicklungen in der Messtechnik bis hin zur Durchführung von zertifizierten
Analyseverfahren in einem Haus erlaubt es, Lösungen aus einer Hand anzubieten.

4.1 Qualitätspolitik/Quality Driven

Unter dem Markennamen „Seibersdorf Laboratories“ werden zahlreiche High-Level-Services für Industrie,
Medizin, öffentliche Stellen und internationale Organisationen sowie Klein- und Mittelunternehmen aus einer Hand
angeboten. Für die erfolgreiche Tätigkeit am Markt und bestmöglichen Kundenservice sind Qualität in Entwicklung
und Umsetzung unumgänglich.

Eine strenge Qualitätspolitik ist vorgegeben:

Hervorragende Qualifikation und Know-how der Mitarbeitenden durch hohe Ausbildung, regelmäßige
Schulungen und Weiterbildung
Sicherstellung der Aktualität des Wissens durch Mitarbeit bei der Erstellung von Normen und Richtlinien
sowie durch Einreichung wissenschaftlicher Beiträge (Publikationen, Kongresse)
Stetige Weiterentwicklung der Methoden und Neu-Investitionen in den Gerätepark
Bestätigung des hohen Niveaus in allen Arbeitsgebieten durch die regelmäßige Beteiligung an
Ringversuchen und Vergleichsmessungen auf nationaler und internationaler Ebene
Hohe Kundenzufriedenheit durch problemorientierte innovative Lösungen in enger Zusammenarbeit mit
den Kunden
Prozessanalyse zur kontinuierlichen Verbesserung und Weiterentwicklung aller Prozesse
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4.2 Forschungsaktivitäten/Knowledge Based

Im Jahr 2022 wurde wieder ein Teil des erwirtschafteten Gewinns in die eigene Forschung und Entwicklung sowie
zur ständigen Verbesserung der Qualität im Hinblick auf Zertifizierungen und Akkreditierungen reinvestiert. Die
gesamten reinvestierten Aufwendungen betrugen TEUR 2.462 (etwa 8% der Betriebsleistung). Zusätzlich wurden
Forschungsarbeiten in Auftragsverhältnissen und über kofinanzierte Projekte abgewickelt. Die Schwerpunkte in
der angewandten Forschung und experimentellen Entwicklung aus den Vorjahren wurde fortgesetzt:

Angewandte Forschung, 01.01.2009-31.12.2023
Nachweis von Dopingsubstanzen und Krankheitsmarkern
Experimentelle Entwicklung, 01.01.2021-31.12.2022
Neuentwicklung von Nachweismethoden in der Forensik
Angewandte Forschung, 01.01.2019-31.12.2028
Methoden und Prototypenentwicklung zur Messung von elektromagnetischen Feldern
Angewandte Forschung, 01.01.2009-31.12.2023
Sicherheit von Laser- und optischer Strahlung
Experimentelle Entwicklung, 01.01.2013-31.12.2023
Entwicklung von Strahlenschutzmessgeräten und Sonden
Angewandte Forschung, 01.01.2019-31.12.2028
Messmethoden und Simulationen zur Radiation Hardness
Angewandte Forschung, 01.01.2018-31.12.2023
Entwicklung von Messmethoden und Strahlqualitäten
Experimentelle Entwicklung, 01.01.2009-31.12.2023 (verlängert)
Entwicklung neuer Methoden zur Produktion und Qualitätskontrolle von (radioaktiven) Arzneimitteln

Die Entwicklungs- und Forschungsarbeiten in den oben genannten Themenbereichen werden auch 2023
weitergeführt.

4.3 Kundenservice/Customer Focused

Zur hochqualitativen Betreuung von Kunden gehört für die Seibersdorf Labor GmbH auch die Organisation von
Fachtagungen. Diese Veranstaltungen dienen der Informationsweitergabe und dem Wissensaustausch zwischen
den Herstellern von Geräten, Prüflaboratorien, Behörden und Anwendern. Im Jahr 2022 wurden wieder mehrere
wissenschaftliche Fachtagungen zu Spezialthemen veranstaltet.
Diese spezifischen Informationsweitergaben werden auch in den Folgejahren weiter angeboten bzw. ausgebaut
werden.

4.4 Gesellschaftliche Verantwortung/Human Oriented

Dieses Qualitätskriterium ist für die Verantwortung des Unternehmens in Bezug auf Mitarbeitende sowie auf die
Gestaltung der internen und externen Unternehmenskultur definiert.
Hierzu zählen die Unterstützung von Aus- und Weiterbildung von Mitarbeitenden, Förderung der individuellen
Karrieren, Anerkennung und Wertschätzung von Diversität und die Möglichkeiten zur Gestaltung des eigenen
Arbeitsumfeldes.



Seite 14 von 18

Zugleich aber auch die Wahrnehmung der Verantwortung des gesamten Teams gegenüber allen Personen im
beruflichen Umfeld, wie Kundinnen und Kunden und Partner:innen ebenso wie Lieferantinnen und Lieferanten und
Dienstleister:innen aller Art.

4.5 Risikobericht

Die Seibersdorf Labor GmbH ist als 100%ige-Tochter der AIT Austrian Institute of Technology GmbH vollständig
in die Ablaufplanung (Prozesse, Dokumentation, Risikomanagement) der AIT-Gruppe eingebunden und wird auch
internen Revisionen der Revisionsabteilung der AIT unterzogen.

Projektrisiko & Finanzierungsrisiko
Das Projektkalkulationsrisiko wird systematisch von der Phase der Angebotslegung bis zur Schlussrechnung im
Rahmen des Controllingprozesses überwacht. Regelmäßiges Projektcontrolling auf Einzelprojektebene sichert die
Einhaltung von Projektbudgets sowie die zeitgerechte Erlösrealisierung. Eine Berichtslegung an den
Gesellschafter findet quartalsweise statt. Ein zeitlich eng definierter Forderungscontrolling- und Mahnprozess zur
Minimierung des Risikos von Forderungsausfällen oder Zinsverlusten durch überfällige Forderungen sowie eine
Standarisierung der Beurteilung der Auftraggeber:in (Bonitätserklärung) ist etabliert.

Die Gesellschaft verwendet derzeit keine derivativen Finanzinstrumente. Aufgrund des Geschäftsbetriebes ist eine
Verwendung derivativer Finanzinstrumente auch zukünftig nicht geplant.

Im Jahr 2021 wurde für die Umsetzung des Kalibrierzentrums ein Kredit in der Höhe von MEUR 3,7
aufgenommen, die Zuzählung des Kredites erfolgte im Geschäftsjahr 2022. Der Bau des Kalibrierzentrums wurde
im Oktober 2022 fertiggestellt und ist seit Dezember 2022 in Vollbetrieb.
Zusätzlich wurde bereits 2022 für den in Planung befindlichen Neubau der Radiopharmazie ein Kredit in der Höhe
von MEUR 3,0 aufgenommen. Die Bauphase ist für 2024/2025 geplant.

Marktrisiko
Das Leistungsportfolio der Seibersdorf Labor GmbH ist diversifiziert und basiert weitgehend auf Auflagen aus
Umwelt- und Gesundheitsstandards, Gesetzen und Verordnungen. Aufgrund der verhältnismäßig breiten
thematischen Aufstellung werden sehr unterschiedliche Märkte adressiert – von Einzelpersonen über KMU bis zur
Großindustrie und internationalen Organisationen, fachlich von Medizin und Technik bis hin zur klassischen
Dienstleistung und national und international, mit Schwerpunkt Europa und Asien.

Risiko:
Als Risiko sind etwaige Gesetzes- bzw. Verordnungsänderungen im Arbeitnehmer:innen- und
Umweltschutz zu nennen, da dieser direkte Einfluss auf die Anforderungen im eigenen Labor aber auch
auf die nachgefragten Dienstleistungen haben kann, z. B. Verlängerung von Fristen oder Wegfall von
Prüfmaßnahmen, Schulungsmaßnahmen u. dgl.

Maßnahme:
Ein Monitoring dieser einschlägigen rechtlichen Entwicklungen auf Basis von Mitarbeit in Normungs- und
Beratungsgremien für ein frühzeitiges Erkennen von Trends auf den relevanten Märkten wird
durchgeführt.

Grundsätzlich ist aufgrund der hohen fachlichen und regulatorischen Anforderungen sowie der im Allgemeinen
sehr hohen Investitionskosten eine verhältnismäßig hohe Einstiegsbarriere für Mitbewerber in eines dieser
Marktsegmente gegeben. Allerdings erfordert diese Tatsache für die Seibersdorf Labor GmbH auch einen sehr
hohen Ausbildungsstand von Mitarbeitenden, eine starke Investitionstätigkeit sowie eine intensive Eigenforschung
und Qualitätssicherung. Hieraus ergeben sich hohe laufende Kosten und der Zwang für die Seibersdorf Labor
GmbH im High-Tech-Segment positioniert und erfolgreich zu sein.



Seite 15 von 18

Risiko durch externe Regulation, Vorschriften (z. B. Behördenauflagen)
Die Seibersdorf Labor GmbH ist in vielen Bereichen GLP- bzw. GMP-zertifiziert oder akkreditiert als Prüf-,
Kalibrier- und Eichstelle. Hinzu kommen spezielle Zertifizierungen durch den:die Auftraggeber:in, wie zum Beispiel
der WADA (Welt Anti-Doping Agentur) oder der CTBTO (Comprehensive Nuclear Test Ban Treaty Organisation).
Die aus diesen Akkreditierungen und Zertifizierungen entstehenden Vorschriften und Auflagen sind sehr hoch,
zeit- und kostenintensiv und starr in der Regulierung.

Risiko:
Die Einhaltung dieser Regelungen und damit die Aufrechterhaltung der Zertifikate bzw. Akkreditierungen
ist die Basis für beinahe jegliche Auftragsarbeiten und daher als hoch kritisch einzustufen.

Maßnahmen:
Die notwendigen Arbeiten werden daher in separaten Qualitätsprojekten geplant und die Umsetzung
einem jährlichen Monitoring unterzogen. Es werden regelmäßig interne und externe Audits durchgeführt.

Des Weiteren hält die Seibersdorf Labor GmbH zahlreiche Umgangsbewilligungen – vor allem im Bereich der
Chemie und Strahlung – die mit weiteren strengen Auflagen verbunden sind.

Risiko:
Die Einhaltung und Überwachung dieser Auflagen und Schutzmaßnahmen sind die Basis für einen
arbeitnehmer:innenschutzkonformen und mitarbeiter:innenfreundlichen Betrieb unerlässlich und kritisch.

Maßnahmen:
Daher werden im Sinne des Arbeitnehmer:innenschutzes zusätzlich Begehungen, Sicherheitsvertrauens-
gespräche und ASA (Arbeitnehmer:innenschutzsitzungen) mit Betriebsrat, Arbeitsmediziner:in,
Sicherheitsfachkraft und Geschäftsführung abgehalten. Die notwendigen Schulungen und Arbeiten
werden in spezifischen Projekten separat geplant und geprüft.

Erweiterungen und Änderungen in Produkten und Dienstleistungen müssen somit langfristig vorab eingeplant
werden. Die Arbeit erfolgt unter strengen Richtlinien und Prozessen, die in der QM-Dokumentation der Seibersdorf
Labor GmbH geregelt sind. Diese werden im Rahmen von internen und externen Audits regelmäßig überprüft.

Kommunikationsrisiko
Das Leistungsportfolio der Seibersdorf Labor GmbH ist sowohl technisch als auch in der Wahrnehmung der
Öffentlichkeit als hochsensibel einzustufen.

Risiko:
Massiver Imageschaden bei unklarer Kommunikation, Gerüchten oder Vorfällen in der Öffentlichkeit, bei
Behörden und Kunden.

Maßnahmen:
Eine hoher Qualitätsstandard inklusive Qualitätsmanagement und Beauftragtenwesen für Sicherheit und
Arbeitnehmer:innenschutz sind etabliert. Klare Richtlinien zur Kommunikation und zu
Informationspflichten an die Geschäftsführung sowie ein Risikohandbuch sind eingerichtet.

Infrastrukturrisiko
Etwa 60 % der Laboratorien der Seibersdorf Labor GmbH sind seit 01.01.2018 in einer neuen Infrastruktur
(Labor-/Büroflächen) am Campus tätig. Diese Laboratorien entsprechen in allen Belangen den aktuellen
Standards und sind hochmodern ausgestattet. Von den etwa 40 % der Laboratorien, die sich noch in den
Altbauten befinden und nicht in die neue Immobilie übersiedelt sind, wurden 2018 – 2020 einige saniert und auf
einen labortechnisch guten Stand gebracht.
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Hierzu zählt insbesondere das Laborgebäude DA und DEL, das innen und außen vollständig saniert wurde.
Zusätzlich wurde die Testmesshalle im Spürgarten (Ausbildungsbereich – Einsatzorganisationen) optimiert und
speziell für chemische Trainingsszenarien erweitert.
Für einige der noch in den Altbauten befindlichen Räumlichkeiten, insbesondere der Radiopharmaka-Laboratorien
ist aufgrund der sehr alten Basis-Infrastruktur und damit einhergehenden hohen Kosten für Instandhaltung,
Reparatur und potentiellen Ausfällen mittelfristig ein Ersatz notwendig und auch bereits eingetaktet.

Risiko:
Hohe Kosten durch Instandhaltung und Reparaturen sowie Ausfällen.

Maßnahmen:
Mittelfristige Planung und Umsetzung von neuen Laboratorien und Büroräumlichkeiten in einer adäquaten
State-of-the-Art-Immobilie am Standort. Im Jahr 2019 wurde hierfür ein zeitlicher Drei-Phasen-Plan
erstellt und 2020 mit der Umsetzung (Planung) begonnen.

o Kalibrierzentrum: Die Bauarbeiten und Inbetriebnahme waren für 2022 geplant. Die
Durchführung erfolgte laut Zeitplan, das Gebäude wurde im Oktober 2022 übernommen und ist
bereits im Vollbetrieb.

o Radiopharmazie: Die Zustimmung des Aufsichtsrates (AIT Konzern) wurde im September 2021
eingeholt. Aufgrund der Komplexität der Planungen wurde eine Machbarkeitsstudie vorweg im
Jahr 2022 durchgeführt. Im Jahr 2023 sollen nun die Planungen abgeschlossen und die
Bewilligungen (Strahlenschutz, Gewerbe) eingeholt werden. Für den Baubeginn ist das Jahr
2024/25 eingetaktet.

o Ersatz DA-Gebäude: Dieses Gebäude wurde 2012 saniert. Die Planung für einen Ersatz ist
daher erst für 2027/28 geplant.

Spezifisches Risiko – Ukraine Krieg / COVID-19

Die in den Jahren 2020-2022 durch COVID-19 verursachten Probleme, wie starke Schwankungen im
Auftragseingang und in der Abwicklung, werden aufgrund der aktuellen Entwicklungen und Regelungen für das
Jahr 2023 als gering eingeschätzt. Problematisch bleiben jedoch die aus diesem Titel entstehenden und
entstandenen Lieferverzögerungen. Das betrifft vor allem elektronische Bauteile und computergesteuerte Anlagen,
wie zum Beispiel Bleizellen für die Arzneimittelproduktion.

Der im Jahr 2022 begonnene Ukrainekrieg stellt bezogen auf Auftragsarbeiten für internationale Organisationen,
die weltweit agieren und damit auch im europäischen Osten, ein starkes Risiko bzgl. Auftragseingänge,
Abwicklung und Lieferung dar.

Risiko:
Etwaige Auftragsausfälle, Mehrkosten aufgrund massiver Lieferverzögerungen und Logistikmaßnahmen,
Mehraufwendungen durch regulatorische Maßnahmen

Maßnahmen:
Optimierung der Lagerhaltung. Enger Kontakt zu internationalen Organisationen & Partner.

Weitere Risiken

Im Zuge des jährlichen Management Reviews werden in einem separaten Prozess alle Chancen und Risiken
gelistet, bewertet und im Hinblick auf Maßnahmen diskutiert und im Management Review Bericht für alle
Geschäftsfelder im Detail und für die Seibersdorf Labor GmbH gesamt dargestellt. Die sich hieraus ergebenden
Maßnahmen werden des Weiteren in die Qualitätspolitik aufgenommen und mit konkreten Umsetzungszielen
hinterlegt.
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4.6 Prognosebericht

Der Auftragsstand der Seibersdorf Labor GmbH ist in den letzten Jahren in den meisten Themenbereichen
kontinuierlich, in einzelnen Geschäftsfeldern sehr stark angestiegen. Aus heutiger Sicht wird eine Stabilisierung
auf diesem hohen Niveau bzw. weiterhin ein leichtes Wachstum erwartet. Folgende Schwerpunkte sind/werden
gesetzt:

Chemical Analytics – Stabilisierung
Leichte Steigerung und Erweiterung der Anti-Doping Analytik, Stabilisierung des Marktes bezogen auf
temporäre Kundensegmente (Risiko internationale Verbände / nationale Anti-Doping-Agenturen)
Leichte Reduktion der Auftragsarbeiten für die Gerichtsmedizin aufgrund von personellen Ressourcen/
Schwerpunktsetzungen bei Obduzenten und Polizei (Auftraggeber:in)
Stabilisierung der Wirkstoffprüfung

Pharmaceuticals – starkes Wachstum
Etablierung weiterer neuer Therapietracer und neue Auftragsproduktionen
Erweiterung um Lu-Chlorid Vorlaufprodukt – Start Herbst/Winter 2023 (Risiko Lieferverzögerungen)
Stärkung der Kooperationen mit Radiopharmaceuticals Contract Development and Manufacturing
Organizations (CDMO), Bereitstellung der Routineproduktion – Erweiterung der Infrastruktur
Auflassen der Produktion von PET-Tracer in Kooperation (Übergabe der µPET Gruppe von der AIT
Austrian Institute of Technology GmbH an die Medizinische Universität Wien)

Academy – mittleres Wachstum
Erweiterung des praxisorientierten Kursangebotes außerhalb des Bereiches der ionisierenden- und nicht-
ionisierenden Strahlung, speziell in Richtung Leistungsbewerbe Chemie und internationales
Trainingsangebot

Radiation Protection Dosimetry – Stabilisierung, leichtes Wachstum
Stabile Weiterführung und Erweiterungen bei F&E Aufträgen im Fachgebiet Radiation Hardness,
Starke Steigerung und Internationalisierung im Bereich Flugdosimetrie
Optimierung der technischen und wirtschaftlichen Abläufe im Dosimeterservice, leichte Reduktion
Moderate Erweiterung der Eich- und Kalibrierstelle

Radiation Safety and Applications – Stabilisierung, leichter Rückgang
Stabile Weiterführung der Prüfstelle, Strahlenschutzthemen sowie Ultra Low-level Messungen,
Rückgang aufgrund von Reduktionen in behördlichen Auflagen (Strahlenschutzgesetzgebung)
Stärkung der Entwicklung im Bereich des Messgerätebaus

EMC & Optics – mittleres Wachstum
Erweiterung im Bereich der HF und EMV – Starkes Wachstum aufgrund der Infrastrukturerweiterung
(Kalibrierzentrum)
Stabile Geschäftsweiterführung bei Laser und optischer Strahlung
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Seibersdorf, am 31. März 2023

Dipl.-Ing.in Dr.in Martina Schwaiger
Geschäftsführung Seibersdorf Labor GmbH

Die mit dem Dokument verknüpften elektronischen Signaturen decken den Jahresabschluss und Lagebericht ab und können
über die Bildmarke im Dokument überprüft werden. Die Rechtswirkung ist durch die eIDAS-VO (Art 25 eIDAS-VO) sowie das
österreichische Signatur- und Vertrauensdienstegesetz (SVG) geregelt.



 

 
 
 

Allgemeine 
Auftragsbedingungen 

für Wirtschaftstreuhandberufe 
(AAB 2018) 

 
 
Empfohlen vom Vorstand der Kammer der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer zuletzt mit Beschluss vom 18.04.2018 
 
 

Präambel und Allgemeines 
 
(1)  Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über 
vom zur Ausübung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten in 
Ausübung dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische 
Tätigkeiten als auch die Besorgung oder Durchführung von 
Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen der §§ 2 
oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien 
des Auftrages werden in Folge zum einen „Auftragnehmer“, zum anderen 
„Auftraggeber“ genannt). 
 
(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftstreuhandberufe gliedern sich in zwei Teile: Die 
Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für Aufträge, bei denen die 
Auftragserteilung zum Betrieb des Unternehmens des Auftraggebers 
(Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für Verbrauchergeschäfte gemäß 
Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8.3.1979/BGBl Nr.140 in 
der derzeit gültigen Fassung) gelten sie insoweit der II. Teil keine 
abweichenden Bestimmungen für diese enthält. 
 
(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese 
durch eine wirksame, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, 
zu ersetzen. 
 
 

I.TEIL 
 

1. Umfang und Ausführung des Auftrages 
 
(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der 
schriftlichen Auftragsvereinbarung zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer. Fehlt diesbezüglich eine detaillierte schriftliche 
Auftragsvereinbarung gilt im Zweifel (2)-(4): 
 
(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die 
Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten: 
a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom 
Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom 
Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger, für die 
Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht 
ausdrücklich anders vereinbart, sind die für die Besteuerung erforderlichen 

Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen. 
b) Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen. 
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden. 
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern. 
e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten 
Steuern.  
Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu 
honorieren. 
 
(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren 
Jahressteuererklärung(en) zum übernommenen Auftrag zählt, gehört dazu 
nicht die Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger 
Voraussetzungen sowie die Prüfung, ob alle in Betracht kommenden 
insbesondere umsatzsteuerrechtlichen Begünstigungen wahrgenommen 
worden sind, es sei denn, hierüber besteht eine nachweisliche 
Beauftragung. 
 
(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 
und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten 
Beauftragung. 
 
(5) Vorstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei 
Sachverständigentätigkeit. 

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur 
Leistungserbringung, Warnung oder Aufklärung über den Umfang des 
Auftrages hinaus. 
 
(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des 
Auftrages geeigneter Mitarbeiter und sonstiger Erfüllungsgehilfen 
(Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des 
Auftrages durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter 
im Sinne dieser Bedingungen meint alle Personen, die den Auftragnehmer 
auf regelmäßiger oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tätigkeit 
unterstützen, unabhängig von der Art der rechtsgeschäftlichen Grundlage. 
 
(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen 
ausschließlich österreichisches Recht zu berücksichtigen; ausländisches 
Recht ist  nur bei ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung zu 
berücksichtigen.  
 
(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
schriftlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung, so ist der 
Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder 
sich daraus ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich 
abgeschlossene Teile eines Auftrages. 
 
(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die von 
ihm zur Verfügung gestellten Daten vom Auftragnehmer im Rahmen der 
Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat der 
Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschließlich die anwendbaren 
datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu beachten. 
 
(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen 
elektronisch ein, so handelt er – mangels ausdrücklicher gegenteiliger 
Vereinbarung – lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem 
einreichend Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder 
Wissenserklärung dar. 
 
(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des 
Auftragsverhältnisses Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren, 
während und binnen eines Jahres nach Beendigung des 
Auftragsverhältnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm 
nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigenfalls er sich zur 
Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an den 
Auftragnehmer verpflichtet. 
 
 

2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung 
 
(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer 
auch ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des 
Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in 
Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt 
werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben 
wird, die für die Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. 
Dies gilt auch für die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst 
während der Tätigkeit des Auftragnehmers bekannt werden. 
 
(2)  Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und 
übergebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere 
Zahlenangaben, als richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag zu 
Grunde zu legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen 
Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu stellen. Insbesondere gilt 
dies auch für die Richtigkeit und Vollständigkeit von Rechnungen. Stellt er 
allerdings Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu 
geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftraggebers zu 
wahren. 
 
(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der 
vorgelegten Unterlagen sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen 
im Falle von Prüfungen, Gutachten und Sachverständigentätigkeit 
schriftlich zu bestätigen.  
 
(4)  Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen 
Abschlüssen vom Auftraggeber erhebliche Risiken nicht bekannt gegeben 
worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken 
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten. 
 
(5)  Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die 
Fertigstellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind 
bestmögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, 
nicht bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden 
nach bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich. 
 
(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle 
Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der  
Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die 
Gültigkeit der zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten 
verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene 
Adresse vornehmen lassen. 
 
 
 

Beilage 2



 

3. Sicherung der Unabhängigkeit 
 
(1)  Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um 
zu verhindern, dass die Unabhängigkeit der Mitarbeiter des 
Auftragnehmers gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser 
Unabhängigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf 
Anstellung und für Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu 
übernehmen. 
 
(2)  Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür 
notwendigen personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive 
Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber 
vereinbarten Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch 
Nichtprüfungsleistungen) zum Zweck der Überprüfung des Vorliegens von 
Befangenheits- oder Ausschließungsgründen und Interessenkollisionen in 
einem allfälligen Netzwerk, dem der Auftragnehmer angehört, verarbeitet 
und zu diesem Zweck an die übrigen Mitglieder dieses Netzwerkes auch 
ins Ausland übermittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den 
Auftragnehmer nach dem Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 
WTBG 2017 ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. Der 
Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht 
jederzeit widerrufen. 
 
 

4. Berichterstattung und Kommunikation 
 
(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und 
Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftlicher 
Bericht zu erstatten.  
 
(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen 
Auskünfte und Stellungnahmen, einschließlich Berichte, (allesamt 
Wissenserklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute („berufliche Äußerungen“) sind nur dann 
verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen. Berufliche Äußerungen in 
elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter 
Verwendung ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation 
(speicher- und wiedergabefähig und nicht mündlich dh zB SMS aber nicht 
Telefon) erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftlich; 
dies gilt ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung 
der beruflichen Äußerungen durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der 
Übersendung dieser trägt der Auftraggeber. 
 
(3)  (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt 
hiermit zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem 
Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der 
Auftraggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer 
Kommunikation verbundenen Risiken (insbesondere Zugang, 
Geheimhaltung, Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) 
informiert zu sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute haften nicht für Schäden, die durch die 
Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden. 
 
(4)  (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die 
Weiterleitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine 
Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon – insbesondere in 
Verbindung mit automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail 
und anderen Formen der elektronischen Kommunikation – nicht immer 
sichergestellt. Aufträge und wichtige Informationen gelten daher dem 
Auftragnehmer nur dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht 
(fern-)mündlich oder elektronisch) zugegangen sind, es sei denn, es wird 
im Einzelfall der Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische 
Übermittlungs- und Lesebestätigungen gelten nicht als solche 
ausdrücklichen Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere für die 
Übermittlung von Bescheiden und anderen Informationen über Fristen. 
Kritische und wichtige Mitteilungen müssen daher per Post oder Kurier an 
den Auftragnehmer gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken an 
Mitarbeiter außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe. 
 
(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes 
bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit). Eine 
fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDAS-
VO, (EU) Nr. 910/2014) erfüllt das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 
ABGB (Unterschriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendisposition 
liegt. 
 
(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber 
wiederkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine 
wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) 
übermitteln. Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, 
der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu widersprechen. 

 
 

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers 
 
(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im 
Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, Gutachten, 
Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen und 
dergleichen nur für Auftragszwecke (z.B. gemäß § 44 Abs 3 EStG 1988) 
verwendet werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe schriftlicher als auch 

mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an einen Dritten 
zur Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers.  
(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher 
Äußerungen des Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzulässig; ein 
Verstoß berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller noch 
nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers. 
 
(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das 
Urheberrecht. Die Einräumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der 
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten. 
 
 

6. Mängelbeseitigung 
 
(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich 
hervorkommende Unrichtigkeiten und Mängel in seiner schriftlichen als 
auch mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet, den 
Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er ist berechtigt, auch 
über die ursprüngliche berufliche Äußerung informierte Dritte von der 
Änderung zu verständigen. 
 
(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von 
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind; 
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 
Auftragnehmers bzw. – falls eine schriftliche berufliche Äußerung nicht 
abgegeben wird – sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten 
Tätigkeit des Auftragnehmers. 
 
 (3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung 
etwaiger Mängel Anspruch auf Minderung. Soweit darüber hinaus 
Schadenersatzansprüche bestehen, gilt Punkt 7. 
 
 

7. Haftung 
 
(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis, gleich aus welchem 
Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang 
mit dem Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2 
ABGB wird ausgeschlossen. 
 
(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des 
Auftragnehmers höchstens das zehnfache der 
Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 
11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017) in der jeweils 
geltenden Fassung. 
 
(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf 
den einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche 
Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in 
einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. 
Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, 
wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Ein einheitlicher Schaden bleibt 
ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen 
beruht. Weiters ist, außer bei vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des 
Auftragnehmers für entgangenen Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben- 
oder ähnliche Schäden, ausgeschlossen.  
 
(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs 
Monaten nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden 
Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab 
Eintritt des (Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis 
gerichtlich geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen 
Vorschriften zwingend andere Verjährungsfristen festgesetzt sind.  
 
(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB 
gelten dessen Haftungsnormen auch dann, wenn an der Durchführung des 
Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz 
verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Rücksicht 
darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich gehandelt haben. 
 
(6) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
beginnt die Verjährungsfrist spätestens mit Erteilung des 
Bestätigungsvermerkes zu laufen. 
 
(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten 
verarbeitenden Unternehmens, durchgeführt, so gelten mit 
Benachrichtigung des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag 
be- oder entstehende Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche 
gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer 
haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der 
Auswahl des Dritten. 
 
(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall 
ausgeschlossen. Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen 
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der 
Auftraggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit 



 

ein solcher Haftungsausschluss gesetzlich nicht zulässig ist oder eine 
Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise 
übernommen wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen 
jedenfalls auch gegenüber Dritten. Dritte können jedenfalls keine 
Ansprüche stellen, die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers 
hinausgehen. Die Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle 
Geschädigten, einschließlich der Ersatzansprüche des Auftraggebers 
selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter 
oder auch mehrere Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden 
nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den 
Auftragnehmer und dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter 
im Zusammenhang mit der Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher 
beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an diese Dritte schad- und 
klaglos halten. 
 
(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers 
im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis gegenüber Dritten 
(Erfüllungs- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den 
Substituten des Auftragnehmers. 
 
 

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz 
 
(1) Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über 
alle Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für 
den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei 
denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder 
gesetzliche Äußerungspflichten entgegen stehen. 
 
(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers 
(insbesondere Ansprüche auf Honorar) oder zur Abwehr von Ansprüchen 
gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des 
Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der 
Auftragnehmer von seiner beruflichen Verschwiegenheitspflicht 
entbunden.  
 
(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige 
schriftliche berufliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit 
Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, 
dass eine gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 
 
(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im 
Sinne der Datenschutz-Grundverordnung („DSGVO“) hinsichtlich aller im 
Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der 
Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten 
im Rahmen der Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem 
Auftragnehmer überlassene Materialien (Papier und Datenträger) werden 
grundsätzlich nach Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung 
dem Auftraggeber oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte 
übergeben oder wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftragnehmer 
verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon 
aufzubewahren soweit er diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation 
seiner Leistungen benötigt oder es rechtlich geboten oder berufsüblich ist. 
 
(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die 
den Auftraggeber als datenschutzrechtlich Verantwortlichen treffenden 
Pflichten gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer 
berechtigt, den entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber 
zu verrechnen. Gleiches gilt, für den Aufwand der für Auskünfte im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung 
von der Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber 
Dritten diesen Dritten erteilt werden.  
 
 

9. Rücktritt und Kündigung („Beendigung“) 
 
(1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu 
erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erlöschen einer 
bestehenden Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags. 
 
(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich 
zwingend vorgeschrieben ist, können die Vertragspartner den Vertrag 
jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch 
bestimmt sich nach Punkt 11. 
 
(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn 
auch nicht ausschließlich, die Erbringung wiederholter Einzelleistungen, 
auch mit Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes 
schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten („Beendigungsfrist“) zum Ende 
eines Kalendermonats beendet werden. 
 
(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags – sind, soweit 
im Folgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom 
Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), deren 
vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsätzlich) 
möglich ist, soweit diese innerhalb eines Monats nach Beginn des Laufs 
der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punktes 4 
(2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb 
der Beendigungsfrist fertig zu stellen, sofern sämtliche erforderlichen 

Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden und soweit nicht ein 
wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert.  
 
(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, 
üblicherweise nur einmal jährlich zu erstellende Werke (z.B. 
Jahresabschlüsse, Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die 
über 2 hinaus gehenden Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des 
Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist 
der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls 
ausdrücklich hinzuweisen. 
 
 

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des 
Auftraggebers und rechtlichen Ausführungshindernissen 

 
(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer 
angebotenen Leistung in Verzug oder unterlässt der Auftraggeber eine ihm 
nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der 
Auftragnehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. 
Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch teilweise) Durchführung 
des Auftrages verlangt, die, nach begründetem Dafürhalten des 
Auftragnehmers, nicht der Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen 
entspricht. Seine Honoraransprüche bestimmen sich nach Punkt 11. 
Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers 
begründen auch dann den Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der 
ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten 
Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem Kündigungsrecht keinen 
Gebrauch macht. 
 
(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der 
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose 
Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 10 (1) zulässig, wenn 
der Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. (1) zweimal 
nachweislich nicht nachkommt. 
 
 

11. Honoraranspruch 
 
(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (z.B. wegen Rücktritt oder 
Kündigung), so gebührt dem Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte 
Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, 
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes 
Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt diesbezüglich außer Ansatz, 
daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall 
nicht anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner 
und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlässt. 
 
(2)  Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte 
Entgelt für den verbleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird 
oder dies aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, 
unterbleibt (auf Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte 
Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren. 
 
(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderliche 
Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch berechtigt, 
ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklärung, 
dass nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben 
gelte, im Übrigen gelten die Folgen des Punkt 11. (1). 
 
(4)  Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gemäß Punkt 9. (3) durch 
den Auftraggeber, sowie bei Vertragsauflösung gemäß Punkt 10. (2) durch 
den Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen Honoraranspruch 
für drei Monate. 
 
 

12. Honorar 
 
(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird 
jedenfalls gemäß § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessene 
Entlohnung geschuldet. Höhe und Art des Honoraranspruchs des 
Auftragnehmers ergeben sich aus der zwischen ihm und seinem 
Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine 
andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers 
immer auf die älteste Schuld anzurechnen. 
 
(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine 
Viertelstunde. 
 
(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet. 
 
(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang 
zur Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert 
verrechnet werden. 
 
(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere 
Umstände oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den 
Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der 
Auftragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind 
Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu 
führen (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren). 



 

(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die 
Umsatzsteuer zusätzlich. Beispielhaft aber nicht abschließend im 
Folgenden (7) bis (9): 
 
(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder 
pauschalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse), 
Diäten, Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten. 
 
(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die 
betreffenden Versicherungsprämien (inkl. Versicherungssteuer) zu den 
Nebenkosten. 
 
(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und 
Sachaufwendungen für die Erstellung von Berichten, Gutachten uä. 
anzusehen.  
 
(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche 
Erledigung mehreren Auftragnehmern übertragen worden ist, wird von 
jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet. 
 
(11) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer 
Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung fällig. Für 
Entgeltzahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, 
können Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen 
Unternehmergeschäften gelten Verzugszinsen in der in § 456 1. und 2. 
Satz UGB festgelegten Höhe. 
 
(12) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende 
der Leistung bzw. mit späterer, in angemessener Frist erfolgter 
Rechnungslegung zu laufen. 
 
(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab 
Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben 
werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer 
Rechnung in die Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis. 
 
(14)  Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das 
ist die Anfechtung wegen Verkürzung über die Hälfte für Geschäfte unter 
Unternehmern, wird verzichtet. 
 
(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die 
Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein 
Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben- 
und beitragsrechtlichen Prüfungen aller Art einschließlich der Abschluss 
von Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen, 
Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung uä gesondert zu honorieren. 
Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils 
für ein Auftragsjahr vereinbart. 
 
(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit 
den im Punkt 12. (15) genannten Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen 
über das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur 
aufgrund eines besonderen Auftrages. 
 
(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse verlangen und 
seine (fortgesetzte) Tätigkeit von der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig 
machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbringung weiterer Leistungen bis 
zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger Vorschüsse gemäß 
Satz 1) verweigert werden. Bei Erbringung von Teilleistungen und offener 
Teilhonorierung gilt dies sinngemäß. 
 
(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, 
außer bei offenkundigen wesentlichen Mängeln, nicht zur auch nur 
teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare, 
sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen). 

 
(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf 
Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderungen zulässig. 
 
 

13. Sonstiges 
 
(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche 
Zurückbehaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 UGB) verwiesen; wird das 
Zurückbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer 
grundsätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe 
seiner noch offenen Forderung. 
 
(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge 
der Auftragserfüllung vom Auftragnehmer erstellten Arbeitspapieren und 
ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz 
elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, 
nach Übergabe sämtlicher vom Auftragnehmer auftragsbezogen damit 
erstellter Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft, 
in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format an den 
Auftraggeber bzw. an den nachfolgenden Wirtschaftstreuhänder, die 
Daten zu löschen. Für die Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format hat der Auftragnehmer 

Anspruch auf ein angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemäß). Ist 
eine Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format aus besonderen Gründen unmöglich oder 
untunlich, können diese ersatzweise im Vollausdruck übergeben werden. 
Eine Honorierung steht diesfalls dafür nicht zu. 
 
(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des 
Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner 
Tätigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den 
Schriftwechsel zwischen dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber 
und für die Schriftstücke, die der Auftraggeber in Urschrift besitzt und für 
Schriftstücke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den für den 
Auftragnehmer geltenden rechtlichen Bestimmungen zur Verhinderung 
von Geldwäsche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unterlagen, die 
er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen. 
Sind diese Unterlagen bereits einmal an den Auftraggeber übermittelt 
worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein angemessenes 
Honorar (Punkt 12. gilt sinngemäß). 
 
(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen 
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei 
Nichtabholung übergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach 
zweimaliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, 
übergebene Unterlagen abzuholen, diese auf dessen Kosten zurückstellen 
und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt 
sinngemäß). Die weitere Aufbewahrung kann auch auf Kosten des 
Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftragnehmer haftet im Weiteren 
nicht für Folgen aus Beschädigung, Verlust oder Vernichtung der 
Unterlagen.  
 
(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit 
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder 
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei 
ausdrücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der 
Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen 
musste.  
 
(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung 
ist der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein 
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein 
Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten 
Transfer zu verständigen. Danach kann der sichergestellte Betrag 
entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei 
Vollstreckbarkeit der Honorarforderung eingezogen werden. 
 
 

14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 
 
(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus 
ergebenden Ansprüche gilt ausschließlich österreichisches Recht unter 
Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts. 
 
(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des 
Auftragnehmers. 
 
(3) Gerichtsstand ist – mangels abweichender schriftlicher 
Vereinbarung – das sachlich zuständige Gericht des Erfüllungsortes. 

 

  



 

II. TEIL 
 

15. Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte 
 

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern 
gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes. 
 
(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig 
verschuldete Verletzung der übernommenen Verpflichtungen. 
 
(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im 
Falle grober Fahrlässigkeit die Ersatzpflicht des Auftragnehmers nicht 
begrenzt. 
 
(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 
Abs 4 (Geltendmachung der Schadenersatzansprüche innerhalb einer 
bestimmten Frist) gilt nicht. 
 
(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG: 

Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom 
Auftragnehmer dauernd benützten Kanzleiräumen abgegeben, so kann er 
von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 
kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer 
Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, 
die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers sowie 
eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, 
frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrages zu laufen. Das 
Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, 
 

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem 
Auftragnehmer oder dessen Beauftragten zwecks Schließung dieses 
Vertrages angebahnt hat, 

 
2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine 

Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten 
vorangegangen sind oder  
 

3.  bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort 
zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Auftragnehmern außerhalb 
ihrer Kanzleiräume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt € 15 
nicht übersteigt. 
 
Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es 
genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück, das seine 
Vertragserklärung oder die des Auftragnehmers enthält, dem 
Auftragnehmer mit einem Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass 
der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des 
Vertrages ablehnt. Es genügt, wenn die Erklärung innerhalb einer Woche 
abgesendet wird. 
 
Tritt der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug 
um Zug 
 

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt 
gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an zurückzuerstatten und den vom 
Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen 
Aufwand zu ersetzen, 
 

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu 
vergüten, soweit sie ihm zum klaren und überwiegenden Vorteil gereichen. 
 
Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt. 
 

(6) Kostenvoranschläge gemäß § 5 KSchG: 
 
Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB 
durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu 
zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 
 
Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde 
gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewährleistet, wenn nicht das 
Gegenteil ausdrücklich erklärt ist. 
 
(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt: 
 
Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu 
verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu 
erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für 
den Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer 
gesendet zu erhalten, so kann dieser diese Übersendung auf seine Gefahr 
und Kosten vornehmen. 
 
(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt: 
 
Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ist er im Inland beschäftigt, so kann für eine Klage gegen 
ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit 
eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der 
gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort der Beschäftigung liegt. 

(9)  Verträge über wiederkehrende Leistungen: 
 

(a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen 
und der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die 
für eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit geschlossen 
worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen 
Frist zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines 
halben Jahres kündigen. 

 
(b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare 

Leistung, deren Umfang und Preis schon bei der Vertragsschließung 
bestimmt sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf des 
zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann die 
Kündigungsfrist auf höchstens sechs Monate verlängert werden. 

 
(c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten, in lit. a) genannten 

Vertrages erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies 
dem Verbraucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt 
gegeben, so können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und 
b) genannten abweichende Kündigungstermine und Kündigungsfristen 
vereinbart werden. 

 
(d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht 

ausgesprochen worden ist, wird zum nächsten nach Ablauf der 
Kündigungsfrist liegenden Kündigungstermin wirksam. 
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